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Diese  Dissertation  bildet  einen  Abschnitt  aus  dem  bei 
Friedrich  Cohen  in  Bonn  erscheinenden  Werke :  Die  Land- 
wirtschaft im  Kreis  Bonn. 


Die  sozialen  Verhältnisse  der  ländlichen 
Bevölkerung  im  Kreis  Bonn. 


Die  sozialen  Yerhältnisse  am  Grund  und  Boden. 

Die  gegenwärtige  Verteilung  des  Grund  und  Bodens  ist  teils 
das  Produkt  der  natürlichen  Ausstattung  eines  Landes,  teils  das 
Produkt  der  Geschichte  des  betreffenden  Volkes.  Auf  der  gegebenen 
Basis  der  Naturtatsachen  haben  im  Lauf  der  Geschichte  eine  ganze 
Reihe  von  Faktoren  bestimmend  in  die  Entwickelung  der  Grund- 
besitzverteilung hineingegriffen,  und  es  ist  schwer  zu  sagen,  welche 
von  diesen  verschiedenen  Faktoren  jeweilig  den  größten  Einfluß  auf 
die  Gestaltung  der  Dinge  ausübten,  welche  von  diesen  verschieden 
gearteten  Mächten,  teils  wirtschaftlicher,  teils  gesellschaftlicher,  teils 
politischer  Natur,  jeweilig  die  treibenden  und  welche  die  getriebenen 
waren.  Freilich  wissen  wir,  ohne  im  übrigen  die  materialistische 
Geschichtsauffassung  zu  zitieren,  daß  sich  wirtschaftlich -soziale  Ein- 
richtungen in  letzter  Linie  auf  ökonomische  Faktoren  zurückführen 
lassen.  Aber  die  Zeit  hat  das  Abhängigkeitsverhältnis  verwischt  ; 
aus  Ergebnissen  wirtschaftlicher  Entwickelung  sind  soziale  Mächte 
mit  Eigenbewegung  geworden,  die  nun  ihrerseits  auf  die  Wirtschaft 
zurückwirken  und  sie,  je  nachdem,  fördern  oder  im  Laufe  der  Fort- 
«ntwickelung  behindern. 

So  erscheint  uns  gegenwärtig  das  Erbrecht  am  Grund  und 
Boden  als  eine  selbständige  soziale  Macht,  und  zwar  ist  es  derjenige 
Faktor,  der  auf  die  Verteilung  des  Grundeigentums  den  größten  Ein- 
fluß besitzt.  Wir  werden  demnach  von  einer  Betrachtung  des  Erb- 
rechts ausgehen;  indem  wir  dasselbe  in  seiner  Entstehung  und  ge- 
schichtlichen Entwickelung  verfolgen,  werden  wir  zugleich  am  besten 
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feststellen,  inwieweit  sonstige  Faktoren  im  Laufe  der  Entwickelung 
in  jenen  Prozeß  hineingegriffen  haben. 

1.  Das  gesetzliche  Erbrecht  und  die  tatsächliche 
Erbfolge  im  Kreis  Bonn. 

Die  erbrechtlichen  Bestimmungen  beim  Übergang  des  länd- 
lichen Grundbesitzes  im  Rheinland  führen  sich  auf  die  französische 
Revolution  zurück.  In  der  Nacht  vom  4.  zum  5.  August  1789 
faßte  die  französische  Nationalversammlung  den  Beschluß,  daß  alle 
dem  „regime  feodal"  entstammenden  Rechte,  Unfreiheit,  Hörigkeit, 
Leibeigenschaft  aufgehoben  werden.  Jenes  ewig  denkwürdige  Wiegen- 
fest der  Freiheit  des  Grundeigentums  ist  zugleich  das  Wiegenfest 
des  neuen  Erbrechts  am  Grundeigentum.  Nachdem  die  neuen 
Rechtsgedanken  unter  der  Konsularregierung  kodifiziert  worden 
waren,  wurde  der  Code  civil  durch  die  französische  Herrschaft  in 
den  Rheinlanden  eingeführt.  Nach  den  Einführungsgesetzen  vom 
21.  März  1804  und  12.  November  1809  wurden  alle  früheren  all- 
gemeinen und  örtlichen  Rechte  aufgehoben,  und  seitdem  gelten  beim 
Übergang  des  ländlichen  Grundbesitzes  im  Rheinland  die  erbrecht- 
lichen Bestimmungen  des  Code.  Sie  erfuhren  einige  Änderungen 
durch  das  Gesetz  betreffend  das  Teilungsverfahren  und  den  gericht- 
lichen Verkauf  von  Immobilien  vom  22.  Mai  1887,  bis  sie  nunmehr 
geregelt  sind  durch  die  Einführung  des  Neuen  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches seit  dem  1.  Januar  1900.  Von  den  Bestimmungen  des  Code 
über  die  Erbfolge  in  den  ländlichen  Grundbesitz  mögen  hier  wenig- 
stens die  wichtigsten  eine  Stelle  finden. 

Das  Gesetz  kennt  hinsichtlich  der  Erbfolge  keinen  Unterschied 
nach  Natur  und  Herkunft  der  Vermögensstücke  (Art.  73^);  Immo- 
bilien und  Mobilien,  Stammgut  und  Errungenschaft  erfahren  gleiche 
rechtliche  Behandlung.  Vereinbarungen,  wodurch  die  Erben  sich 
verpflichten,  in  der  Gemeinschaft  zu  verbleiben,  sind  ungültig,  es 
sei  denn,  daß  sie  höchstens  auf  5  Jahre  abgeschlossen  sind;  nach 
Verlauf  dieses  Zeitraums  kann  die  Vereinbarung  erneuert  werden 
(Art.  815).  Verzichte  auf  den  künftigen  Nachlaß  eines  Lebenden 
sind  ungültig  (Art.  791).  Substitutionen  sind  zu  Gunsten  der  Enkel 
gestattet,  insofern  dieselben  nur  den  Freiteil  umfassen  (Art.  1048). 
Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  Art.  826,  der  die  Auseinandersetzung 
der  Miterben  betrifft:  „Jeder  Erbe  kann  seinen  Anteil  in  Fahrnis 


und  Liegenschaften  verlangen."  Verweigert  einer  der  Erben  dem 
Teilungsplan  seine  Zustimmung,  so  findet  gerichtliche  Teilung  statt 
(Art.  823).  Dieselbe  ist  obligatorisch,  wenn  sich  unter  den  Erben 
abwesende ,  entmündigte  oder  minderjährige  Personen  befinden 
(Art.  838).  Die  Teilung  geschieht  in  der  Weise,  daß  aus  den 
Nachlaßstücken  gleiche  Teile  gebildet  und  diese  unter  den  Erben 
ausgelost  werden  (Art.  834).  „Bei  der  Bildung  und  Zusammen- 
setzung der  Lose  soll  die  Zersplitterung  der  Erbschaften  und  Tei- 
lung der  Betriebe  tunlichst  vermieden  werden ;  einem  jeden  Los  ist, 
wenn  möglich,  dieselbe  Quantität  Mobilien  und  Immobilien,  Rechte 
und  Forderungen  von  gleicher  Natur  und  gleichem  Wert  zuzuteilen" 
(Art.  832).  Befinden  sich  Immobilien  im  Nachlaß,  welche  „nicht 
bequem"  geteilt  werden  können,  so  ist  bei  der  gerichtlichen  Teilung 
zur  Versteigerung  derselben  zu  schreiten  (Art.  827).  Die  Entschei- 
dung, ob  ein  Grundbesitz  „bequem  teilbar  ist",  bleibt  also  dem  Ge- 
richt vorbehalten.  Darin  hat  man  mit  Recht  eine  Unbilligkeit  er- 
blickt, und  die  preußische  Gesetzgebung  hat  deshalb  hier  eingesetzt. 
Das  Gesetz  vom  22.  Mai  1887  betreffend  das  Teilungsverfahren  und 
den  gerichtlichen  Verkauf  von  Immobilien  im  Geltungsbereich  des 
rheinischen  Rechts  bestimmt  in  §  9 : 

„Die  gemeinschaftlichen  Gegenstände  sind  in  Natur,  erforder- 
lichenfalls durch  Verlosung  der  gebildeten  Teile,  zu  verteilen,  soweit 
dies  füglich  geschehen  kann,  jedoch  ist  die  Zerteilung  einzelner 
Grundstücke  möglichst  zu  vermeiden. 

Die  Naturalteilung  ist  ausgeschlossen,  wenn  ein  Beteiligter 
widerspricht  und  ein  wichtiger,  nach  den  Umständen  des  Falles  den 
Widerspruch  rechtfertigender  Grund  vorliegt.  Der  Widerspruch  ist 
insbesondere  als  gerechtfertigt  anzusehen: 

1.  soweit  die  Veräußerung  der  Gegenstände  zur  Tilgung  gemein- 
schaftlicher Schulden  erforderlich  ist, 

2.  wenn  die  zu  bildenden  Teile  nach  der  Art  oder  dem  Wert  der 
Gegenstände  ungleich  und  die  Widersprechenden  an  der  Ge- 
meinschaft zu  mehr  als  der  Hälfte  beteiligt  sind." 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  regelt  die  Auseinandersetzung  der 
Miterben  folgendermaßen : 

§  752.  Die  Aufhebung  der  Gemeinschaft  erfolgt  durch  Teilung 
in  Natur,  wenn  der  gemeinschaftliche  Gegenstand  oder,  falls  mehrere 
Gegenstände  vorhanden  sind,   diese  sich  ohne  Verminderung  des 
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Wertes  in  gleichartige,  den  Anteilen  der  Teilhaber  entsprechende 
Teile  zerlegen  lassen.  Die  Verteilung  gleicher  Teile  unter  die  Teil- 
haber geschieht  durch  das  Los. 

§  753.  Ist  die  Teilung  in  Natur  ausgeschlossen,  so  erfolgt  die 
Aufhebung  der  Gemeinschaft  durch  Verkauf  des  gemeinschaftlichen 
Gegenstandes  nach  den  Vorschriften  über  Pfandverkauf,  bei  Grund- 
stücken durch  Zwangsversteigerung  imd  durch  Teilung  des  Erlöses. 
Ist  die  Veräußerung  an  einen  dritten  unstatthaft,  so  ist  der  Gegen- 
stand unter  den  Teilhabern  zu  versteigern. 

Die  freie  Disposition  über  das  Eigentum  durch  Verfügung  unter 
Lebenden  oder  von  Todes  wegen  beschränkte  der  Code  auf  den  so- 
genannten Ereiteil  (Art.  913  und  914),  indem  ein  Teil  des  Vermögens 
als  Vorbehalt  der  Pflichtteilsberechtigten  der  freien  Verfügung  ent- 
zogen wurde.  Die  Größe  dieser  Quoten  richtet  sich  nach  der  Zahl 
der  Kinder.    Nach  dem  Code  beträgt  bei 

einem  Kinde  der  Ereiteil  ^j^  des  Nachlasses,  der  Pflichtteil 

der  Intestatportion, 
zwei  Kindern  der  Ereiteil  ^/g  des  Nachlasses,  der  Pflichtteil  ^/g 

der  Intestatportion, 
drei  und  mehr  Kindern   der  Ereiteil  ^/^  des  Nachlasses,  der 

Pflichtteil  ^/^  der  Intestatportion. 

Der  Code  verlangt  also  keineswegs  die  gleiche  Behandlung  aller 
Kinder,  es  bleibt  vielmehr  dem  letzten  und  wichtigsten  Akt  elter- 
licher Gewalt  und  Liebe  die  Ereiheit,  die  Teilung  den  individuellen 
Bedürfnissen  anzupassen  Ereilich  macht  sich  in  der  Beschränkung 
des  Ereiteils  gegenüber  dem  römischen  Recht  ^)  eine  starke  Ein- 


1)  Wie  aus  den  Beratungen  über  den  Entwurf  zum  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch hervorgeht,  lag  es  in  der  Absicht  des  Code,  mit  dieser  Freiheit  bezüglich 
der  Verteilung  des  Nachlasses  den  individuellen  Bedüi-fnissen  entgegenzukommen; 
aber  während  man  in  Deutschland  und  Belgien  diesen  Zweck  erkannte,  wurde 
diese  Freiheit  in  Frankreich  geradezu  illusorisch  durch  die  Kechtsprechung  des 
Kassationsgerichts,  welches  die  Vorschriften  der  Art.  826  und  832  über  die 
Naturalteilung  auf  die  elterliche  Teilung  anwandte,  ferner  durch  den  Art.  1079, 
welcher  bestimmt,  daß  die  elterliche  Teilung  wegen  Verletzung  über  ein  Viertel 
und  Bevorzugung  über  den  Freiteil  hinaus  angegriffen  werden  kann,  womit  den 
Reszissionsklagen  Tür  und  Tor  geöffnet  war.  Vgl.  hierüber  Crorae,  Französ. 
Civilrecht,  Bd.  IV,  S.  505. 

2)  Nach  römischem  Recht  beträgt  bei  1—4  Kindern  der  Freiteil  des 
Nachlasses,  der  Pflichtteil  <ier  Intestatportion,  bei  5  und  mehr  Kindern  der 
Freiteil  V2  des  Nachlasses,  der  Pflichtteil  ^'3  der  Intestatportion. 
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schränkung  der  Testierfreiheit  geltend.  Hierin  liegt  einer  der  mar- 
kantesten individualistischen  Züge  des  Code ;  er  sieht  von  der  Sache 
und  ihrer  Bedeutung  für  die  Gemeinschaft  ab  und  wendet  seine 
ganze  Aufmerksamkeit  dem  Individuum  zu  in  dem  Gedanken,  jedem 
der  Nachkommen  ein  möglichst  gleiches  und  selbständiges  Recht 
auf  den  Besitz  ihres  Vorfahren  und  Vorgängers  im  Besitz  zu  verleihen. 

In  der  Bemessung  der  verfügbaren  Quote  hat  das  Bürgerliche 
Gesetzbuch  eine  Änderung  gebracht.  Es  bestimmt  als  Pflichtteil 
die  Hälfte  des  gesetzlichen  Erbteils^)  (§  2303).  Danach  berechnet 
sich  der  einem  bevorzugten  Erben  zuwendbare  Teil 

bei  2  Kindern  auf  ^j^  des  Nachlasses, 

q  21 
V     ^  V  "       /3      "  " 

r    ^         »  V      Is     "  " 

5  3/ 

Ö  V  "      / 12    "  "  Qtc. 

Dazu  kommt  ferner  die  Bestimmung  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches, daß  „im  Falle  der  Erblasser  angeordnet  hat,  daß  einer  von 
mehreren  Erben  das  Recht  haben  soll,  ein  zum  Nachlaß  gehörendes 
Landgut  zum  Ertragswert  zu  übernehmen,  der  Ertragswert  auch  für 
die  Berechnung  des  Pflichtteils  maßgebend  ist"  (§  2312).  Man  sieht, 
das  Bürgerliche  Gesetzbuch  gibt  der  Verfügungsfreiheit  in  dieser 
Hinsicht  viel  mehr  Spielraum  und  erleichtert  dem  Erblasser  die 
Verteilung  der  Vermögensstücke  je  nach  den  Fähigkeiten  und  Be- 
dürfnissen der  Nachkommen,  beziehungsweise  die  Vermeidung  der 
Naturalteilung,  falls  ihm  dieselbe  aus  wirtschaftlichen  Gründen  un- 
statthaft erscheint. 

Unsere  neue  Gesetzgebung  entspricht  entschieden  mehr  dem 
Gesetz  der  Billigkeit  und  Zweckmäßigkeit,  der  Einsicht  und  Liebe 
des  Familienoberhauptes  die  Verteilung  seines  Besitzes  nach  den 
Lebensverhältnissen  der  Kinder  zu  überlassen,  damit  hierdurch  die 
Zersplitterung  und  die  Zufälligkeiten  der  Verlosung  vermieden 
werden,  welche  dem  Besitz  selbst  verhängnisvoll  werden  könnten. 
Ob  das  neue  Bürgerliche  Gesetzbuch  liiit  seiner  größeren  Testier- 
freiheit, die  mit  der  Berechnung  des  Pflichtteils  nach  dem  Ertrags- 
wert namentlich  der  geschlossenen  Übergabe  des  ländlichen  Grund- 


1)  D.  h.  die  Hälfte  dessen ,  was  den  Erben  nach  Intestaterbrecht  zufallen 
würde. 
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besitzes  zu  gute  kommt,  in  Zukunft  nicht  einen  Zug  nach  dieser 
Richtung  ausüben  wird,  bleibt  abzuwarten.  Gegenwärtig  macht  sich 
hiervon  noch  nichts  bemerkbar;  der  Rechtsgedanke  des  Code,  der 
sich  ein  Jahrhundert  lang  in  der  Vererbung  des  ländlichen  Grund- 
besitzes realisiert  hat,  ist  noch  vollständig  lebendig  im  Bewußtsein 
unserer  Bevölkerung  und  da  ja  die  neue  Ordnung  so  lange  indifferent 
bleibt,  bis  sich  das  Rechtsgefühl  der  Bevölkerung  ihr  anpaßt,  so 
haben  wir  es  in  Wirklichkeit  immer  noch  mit  der  alten  Rechts- 
ordnung zu  tun,  wie  sie  ja  auch  in  der  gegenwärtigen  Gestaltung 
der  Dinge  zum  Ausdruck  kommt. 

Die  Frage  des  ländlichen  Erbrechts  hat  von  jeher  die  größten 
Staatsmänner  sowohl  als  auch  die  tüchtigsten  Agronomen  beschäftigt 
als  eine  der  Kardinalfragen  der  Agrarpolitik.  Zwei  Tendenzen 
stehen  sich  hier  gegenüber:  das  gleiche  Erbrecht  der  Nachkommen 
und  die  Realteilung  einerseits,  die  Bevorzugung  eines  Kindes  zum 
Zwecke  der  Übernahme  des  ungeteilten  Grundbesitzes,  die  Einzel- 
erbfolge andererseits.  Um  diese  entgegengesetzten  Tendenzen  drehte 
sich  von  jeher  der  Streit  der  Parteien,  der,  je  nachdem  diese  Frage 
mehr  oder  minder  aktuell  war,  mit  größerer  Hitze  und  vielen 
Gründen  „Für"  und  „Wider"  geführt  worden  ist.  Für  gewöhnlich 
wird  diese  Frage  mit  der  —  tatsächlich  vorhandenen  oder  doch 
behaupteten  —  allgemeinen  Notlage  der  Landwirtschaft  in  Beziehung 
gebracht,  indem  die  eine  Partei  die  Freiteilbarkeit  des  ländlichen 
Grundbesitzes  als  eine  Hauptursache  des  Niederganges  in  der  Land- 
wirtschaft, der  zunehmenden  Verschuldung  des  Besitzes  u.  s.  w.  be- 
schuldigt, während  die  andere  Partei  mit  ebensolchen  Gründen  das 
Anerbenrecht  bekämpft. 

Im  übrigen  kann  man  sagen,  daß  dieser  Streit  so  alt  ist  wie 
die  Institute  selbst.  Schon  zur  Zeit  der  Restauration  taucht  er  auf 
im  Gefolge  der  allgemeinen  Reaktion  gegen  den  Liberalismus  und 
entbrannte  auch  als  solcher  besonders  lebhaft  in  den  siebziger  Jahren. 
Indessen  so  alt  der  Streit  ist,  so  kann  man  doch  nicht  sagen,  daß 
er  die  Frage  ihrer  Lösung  viel  näher  gebracht  hätte ;  im  Gegenteil 
bewegt  sich  die  allgemeine  Argumentation  für  und  wider  heute  in 
den  nämlichen  Bahnen  wie  zur  Zeit  der  Restauration  ^). 

Die  Frage  kann  in  dieser  Allgemeinheit  überhaupt  nicht  gelöst 
werden,  sondern  sie  verlangt  eine  individuelle  Behandlung.  Deshalb 


1)  Vgl.  hierzu  Brentano,  Das  droit  d'ainesse,  S.  17. 
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begrenzt  die  folgende  Untersuchung  die  Frage  auf  ein  kleines  und 
daher  um  so  übersichtlicheres  Wirtschaftsgebiet.  Sie  will  nicht  mehr 
als  die  wirtschaftliche  und  soziale  Bedeutung  des  Erbrechts  im 
Kreise  Bonn  darstellen.  Eine  Verallgemeinerung  der  gewonnenen 
Kesultate  muß  daher  mit  der  Bedingtheit  dieses  konkreten  Falles 
beschränkt  werden. 

Bei  der  Beurteilung  des  Erbrechts  glaubte  ich  von  dem  Rechts- 
bewußtsein der  Bevölkerung  ausgehen  zu  sollen;  denn  ich  bin  der 
Ansicht,  daß  in  dieser  Frage  in  erster  Linie  die  Ansichten  der  Kreise 
klar  gestellt  werden  müssen,  für  welche  dieses  Becht  gilt.  Um  das 
Rechtsbewußtsein  der  Bevölkerung  kennen  zu  lernen,  genügt  es,  die 
tatsächliche  Erbfolge  festzustellen;  denn  obgleich  der  Code  die 
Naturalabteilung  sehr  stark  begünstigt,  so  verlangt  er  sie  doch 
keineswegs;  die  Eltern  können  vielmehr,  je  nach  der  Zahl  der 
Kinder,  einem  davon  im  voraus  von  einem  Viertel  bis  zu  einem 
Drittel  testamentarisch  oder  durch  Verfügung  unter  Lebenden  zu- 
wenden. 

Schon  im  Jahre  1894  sind  derartige  Erhebungen  über  die  tat- 
sächliche Erbfolge  beim  ländlichen  Grundbesitz  im  Königreich 
Preußen  angestellt  worden.  Man  wandte  sich  hierbei  an  diejenigen, 
die  mit  der  Regelung  der  Erbfolge  betraut  sind,  an  die  Notare. 
Damals  fährte  der  meistbeschäftigte  Notar  in  Bonn  folgendes  aus : 
Bei  Vererbung  des  ländlichen  Grundbesitzes  und  zwar  des  größeren 
wie  des  kleineren  komme  regelmäßig  das  geltende  Intestaterbrecht 
in  Anwendung.  Ihm  sei  kein  einziger  Fall  bekannt,  wo  ein  Guts- 
besitzer seinen  Grundbesitz  schon  bei  Lebzeiten  auf  einen  oder 
mehrere  Nachfolger  übertragen  hätte.  .  .  .  „Dies  trifft  zu  hinsicht- 
lich aller  größeren  Güter  in  der  Bonner  Umgebung.  Um  nur  einen 
bezeichnenden  Fall  herauszugreifen,  lenke  ich  die  Aufmerksamkeit 
auf  das  ungefähr  100  ha  große  Ackergut  ....  hof  in  der  Bonner 
Gemarkung,  auf  welchem,  soviel  ich  weiß,  keinerlei  Schulden  lasten. 
Nach  dem  kürzlich  erfolgten  Tode  des  Besitzers  haben  dessen  Witwe 
und  Kinder  das  tote  und  lebende  Inventar  verkauft  und  sind  nun 
daran,  die  Grundstücke  in  natura  unter  sich  zu  teilen.  Und  wie 
leicht  wäre  doch  gerade  in  diesem  Falle  bei  den  sonstigen  guten 
Verhältnissen  des  Besitzers  die  Übernahme  des  Ganzen  durch  einen 
oder  mehrere  seiner  Ackerbau  treibenden  Söhne  gewesen,  allein  das 
Gefühl  der  gesetzlichen  Gleichberechtigung  der  Erben  läßt  den  Ge- 
danken daran  nicht  aufkommen." 
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Angesichts  dieser  Ausführungen,  die  auf  einer  langjährigen  Praxis 
und  genauer  Kenntnis  hiesiger  Verhältnisse  beruhen,  brauche  ich 
nur  hinzuzufügen,  daß  ich  das  nämliche  überall  vom  Kreise  Bonn 
bestätigt  gefunden  habe,  sowohl  bei  Notaren,  die  mir  bereitwilligst 
Auskunft  gegeben  haben,  als  auch  bei  ortskundigen,  erfahrenen  Land- 
wirten unseres  Kreises.  Wohl  sind  in  den  benachbarten  Kreisen 
Eheinbach  und  Siegburg,  namentlich  aber  in  der  Gegend  von  Eus- 
kirchen Fälle  bekannt  —  und  sie  scheinen  sich  in  neuester  Zeit  zu 
mehren  — ,  wo  bei  der  Intestaterbfolge  in  arrondierte,  abgeschlossene 
Güter  die  geschlossene  Hofübergabe  stattfindet.  Im  Kreise  Bonn 
selbst  ist  die  naturale  Teilung  die  Regel.  Von  der  Möglichkeit,  ein 
Kind  zu  bevorzugen,  wird  übrigens  im  ganzen  Rheinland  fast  nie 
Gebrauch  gemacht;  doch  herrscht  im  Norden  der  Provinz,  in  der. 
Gegenden  der  Hof besiedelung ,  die  geschlossene  Hofübergabe  vor, 
wozu  sich  vereinzelte  Übergänge  bereits  in  unseren  Nachbarkreisen 
finden,  während  im  Süden  die  Naturalteilung  stattfindet.  Daraus 
geht  deutlich  hervor,  daß  die  Bevölkerung  mit  dem  gesetzlichen 
Erbrecht  einverstanden  ist.  Die  Rechtsanschauung  des  Code  ist  der 
hiesigen  Bevölkerung  vollständig  in  Fleisch  und  Blut  übergegangen, 
daran  ist  nicht  zu  zweifeln. 

Man  hat  aus  diesem  Grunde  die  Rheinländer  wohl  eine  „ge- 
schichtslose ,  nivellierte  Bevölkerung"  genannt;  demgegenüber  er- 
scheint es  als  eine  billige  Forderung,  daß  man  immer  zuerst  geneigt 
sein  müsse,  zu  glauben,  daß  das,  was  in  einer  Gegend  allgemein 
üblich  ist,  nicht  wohl  ohne  Grund  sein  kann  und  daß  gerade  die 
bäuerhche  Bevölkerung  am  wenigsten  geneigt  ist,  unvermittelt  neue 
Sitten  und  Rechtsgebräuche  zu  adoptieren.  Das  führt  uns  natui- 
gemäß  zu  der  Frage,  inwieweit  denn  eigentlich  der  Code  neue 
Grundsätze  gegenüber  den  vorher  geltenden  gebracht  habe.  Zu  dem 
Zwecke  erscheint  es  notwendig,  die  Entwickelung  des  bäuerlichen 
Erbrechts,  soweit  sie  für  unsere  Gegend  in  Betracht  kommt,  wenig- 
stens in  den  Grundzügen  hier  anzudeuten. 

2.  Die  Vorgeschichte  des  Erbrechts  vor  Einführung 
des  Code  civil  im  Rheinland. 

Es  kann  hier  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  auf  die  Geschichte 
des  bäuerlichen  Erbrechts  im  allgemeinen  näher  einzugehen,  nament- 
lich nicht  auf  die  bekannte  Frage,  ob  die  Gebundenheit  des  Grund- 
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eigentums,  d.  h.  der  geschlossene  Hofübergang  an  einen  bevorzugten 
Erben  wirklich  der  ursprünglichen  germanischen  Kechtsidee  ent- 
spricht, während  die  Freiteübarkeit  in  einzelnen  Teilen  Deutschlands 
auf  fremde  Einflüsse,  namentlich  auf  das  Vordringen  des  römischen 
Rechts,  zurückzuführen  ist,  wie  dies  mit  Vorliebe  von  den  Ver- 
tretern eines  Anerbenrechts  behauptet  wird^).  Für  uns  handelt  es 
sich  nur  darum,  festzustellen,  inwieweit  die  Freiteilbarkeit  des  länd- 
lichen Grundbesitzes,  wie  sie  durch  den  Code  civil  in  unserer  Gegend 
allgemein  anerkannt  wurde,  bereits  in  der  Entwickelung  des  späteren 
Mittelalters  durch  Recht  und  Sitte  vorbereitet  war. 

Sicher  ist  nach  Brentano  und  speziell  für  unsere  Gegend  nach 
Gotheins^)  Untersuchungen,  daß  der  Ausgangspunkt  des  ländlichen 
Erbrechts  der  zur  germanischen  Zeit  allverbreitete  Zustand  der 
Hausgemeinschaft  ist. 

Solange  die  Hausgemeinschaft  besteht,  gibt  es  kein  Erbrecht 
am  Grundeigentum;  es  ist  auch  gar  nicht  nötig,  denn  die  Haus- 
gemeinschaft stirbt  nicht.  Wenn  der  Vorsteher  der  Hausgemein- 
schaft, der  unter  den  gleichberechtigten  Genossen  des  Hausverbandes 
nur  dieses  ideale  Vorrecht  besitzt,  stirbt,  so  rückt  das  nunmehr 
oberste  Glied  der  Familie  in  seine  Stelle;  im  übrigen  entsteht  kein 
neuer  Rechtszustand,  sondern  es  steigern  sich  nur  die  gesamten 
Rechte  der  Hausgenossen.  Während  nun  Brentano  folgert,  daß  aus 
dem  Gleichheitsgedanken  der  Hausgemeinschaft  bei  ihrer  Auflösung 
naturgemäß  eine  gleiche  Teilung  des  Grundeigentums  folgen  mußte, 
ist  Gothein  demgegenüber  der  Ansicht,  daß  sich  jenes  ideale  Vor- 
recht des  Vorstehers  der  Hausgemeinschaft  ebensowohl  „zu  einem 
Anerbenrecht  verdichten"  konnte.  „Welchen  Gang  die  Entwickelung 
in  Wirklichkeit  nahm,  das  hing  von  den  örtlichen  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  ab." 

Die  Entwickelung  des  Erbrechts  beginnt  in  dem  Zeitpunkt,  wo 
die  Hausgemeinschaft  den  entstehenden  Sonderfamilien  weicht.  Von 
da  ab  ist  die  Teilung  des  ehedem  unteilbar  im  Besitz  der  Familie 
stehenden  Grundeigentums  rechtlich  gestattet  und  auch  tatsächlich 
erfolgt.    Nach  Lamprecht  ^)  fand  sich  bereits  im  13.  Jahrhundert 

1)  Diese  Ansieht  vertrat  namentlich  Miquel,  bekanntlich  einer  der  eifrigsten 
Vertreter  des  Anerbenrechts.  AusführHch  behandelt  diese  Frage  Brentano  in 
seinen  Aufsätzen  zur  Geschichte  des  ländlichen  Erbrechts. 

2)  Gothein,  Agrarpolitische  Wanderungen  im  Rheinlande. 

3)  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter,  Bd.  I,  S.  367 ff. 
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eine  starke  Zersplitterung  der  Hufen  in  Schwaben,  Pfalz  und  Rhein- 
hessen, und  „war  noch  um  die  Wende  des  12.  und  13.  Jahrhunderts 
die  Hufe  das  deutsche  Normalgut,  so  war  es  um  die  Wende  des 
15.  und  16.  Jahrhunderts,  wenigstens  am  Rhein  und  an  der  Mosel, 
nur  noch  die  Viertelhufe."  Desgleichen  hat  Gothein  darauf  hin- 
gewiesen, daß  im  14.  Jahrhundert  die  Zersplitterung  bereits  starke 
Dimensionen  angenommen  hatte,  so  daß  die  Bauernaufstände  des 
15.  Jahrhunderts  auf  die  allgemeine  Verarmung  durch  die  Güter- 
zerspiitterung  zurückgeführt  werden  müssen.  Derselbe  sagt  hin- 
sichthch  des  badischen  Schwarzwaldes:  „Ebenso  übertrug  man  hierher 
die  völlige  Verkehrsfreiheit,  die  sich  in  der  Ebene  längst  ausgebildet 
hatte,  das  Recht,  aus  dem  Lehen  beliebige  Stücke  zu  verkaufen  und 
die  gleiche  naturale  Teilung."  War  nun  auch  die  gleiche  Teilung 
nicht  allgemein ,  so  beweist  doch  der  Umstand ,  daß  sie  vielerorts 
vorkam,  daß  sie  im  Prinzip  legalisiert  war. 

In  den  unfertigen  Entwickelungsprozeß  greifen  nun  verschiedene 
Kräfte  hinein,  die  ihn  beeinflussen.  Das  ist  einerseits  die  Rezeption 
des  römischen  Rechts,  die  sich  mit  dem  15.  Jahrhundert  in  Deutsch- 
land vollzieht,  andererseits  die  Spaltung  des  Eigentums  in  ein  0 ber- 
und Untereigen,  jener  Prozeß,  der  etwa  im  8.  Jahrhundert  seinen 
Anfang  nahm  und  in  dessen  Verlauf  der  ehemals  freie  Bauer  wirt- 
schaftlich und  rechtlich  unfrei  wurde.  Die  herrschende  Theorie,  die, 
wie  schon  erwähnt,  namentlich  von  Brentano  vertreten  wird,  geht 
nun  dahin,  daß  in  der  Entwickelung  des  Erbrechts  überall  die 
Grundherrschaft  den  Ausschlag  gegeben  habe.  „Die  freie  Teilbarkeit 
bestand,  solange  die  persönliche  Freiheit  ungemindert  bestand,  und 
war  ein  Ausfluß  und  ein  charakteristisches  Merkmal  der  letzteren. 
Mit  der  Minderung  der  Freiheit  durch  die  aufkommende  Feudalität 
trat  die  Gebundenheit  des  Grundeigentums  an  die  Stelle  der  Teil- 
barkeit^). Für  das  Rheinland  trifft  diese  Theorie  nicht  zu;  hier 
hat  sich  einerseits  für  hörige  Güter  in  verschiedenen  Gegenden  ein 
völlig  verschiedenes  Erbrecht  ausgebildet,  andererseits  sind  hörige 
und  freie  Güter  in  der  gleichen  Gegend  gleich  vererbt  worden. 

Von  größerem  Einfluß  auf  die  Entwickelung  war  der  allgemeine 
Charakter  der  Gegend,   die  Siedelungsform  und   die  Wirtschaft. 


1)  Vgl.  Brentano,  Über  Gebundenheit  und  Teilbarkeit  des  ländlichen  Grund- 
eigentums, Vortrag,  gehalten  in  der  Juristischen  Gesellschaft  zu  München  1893 
—  in  Nr.  295  Beilage  zur  Allgemeinen  Zeitung,  1893. 
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Le  Play^)  hat  mit  Recht  darauf  hingewiesen,  daß  die  Einzelerbfolge 
besonders  in  Gegenden  üblich  war,  wo  die  Bevölkerung  auf  Einzel- 
höfen lebte ,  und  wie  wir  gesehen  haben ,  herrscht  sie  in  solchen 
Gegenden  auch  noch  heute  vor.  Die  Siedelung  nach  dem  Dorf- 
system aber  ist  das  eigentliche  Präzedens  der  Mobilisierung.  Die 
Mobilisierung  ist  ja  ein  Grundzug  städtischen  Wesens,  und  sie  tritt 
überall  da  zuerst  auf,  wo  dieses  Einfluß  gewinnt.  Vom  Dorf  zur 
Stadt  ist  kein  großer  Abstand.  Auf  den  Dörfern  im  Rheinland 
herrscht  schon  frühzeitig  ein  reges  Treiben  in  Handel  und  Verkehr, 
das  ihnen  beinahe  einen  halbstädtischen  Charakter  gibt.  Speziell 
für  unsere  Gegend  hat  Gothein'^)  an  der  Hand  der  Weistümer  der 
Bonner  Umgegend  diesen  regen  Verkehr  auf  den  Dörfern  gezeigt. 
„Auf  der  freien  Heerstraße  und  hinter  den  Zäunen  oder  wenigstens, 
wenn  nicht  das  ganze  Dorf  gefreit  ist,  auf  dem  Kirchhofe,  als  dem 
gegebenen  Verkaufsplatz,  darf  jederzeit  der  Händler  und  der  Wein- 
schänke  seinen  Kram  aufschlagm."  Andererseits  kommen  die  Dorf- 
bewohner ebenso  regelmäßig  zu  den  Markttagen  in  die  Stadt  ^).  So 
wird  es  ganz  verständlich,  wie  das  bäuerliche  Leben  in  unserer 
Gegend  schon  frühzeitig  einen  halb  städtischen  Charakter  annahm, 
der  die  Ausbreitung  der  Mobilisierung  begünstigte. 

Wir  haben  bereits  gesagt,  daß  seit  dem  Zerfall  der  Hufen- 
verfassung bei  freien  Gütern  überhaupt  keine  nennenswerte  Be- 
schränkung im  Verkehr  unter  Lebenden  bestanden  hat.  Allerdings 
hat  „noch  bis  zur  Revolution  mehr  als  die  Hälfte  des  Grundeigen- 
tums im  Rheinland  im  hofrechtlichen  Verband  gestanden"*);  aber 
die  hofhörigen  Güter  waren  mit  ihren  Parzellen  zwischen  die  freien 
Güter  auf  derselben  Dorfflur  eingesprengt,  und  es  ist  begreiflich, 
daß  sich  der  Rechtsmodus  des  freien  Eigentums  auf  das  hofhörige 
übertrug.  Außerdem  besaß  der  Bauer  häufig  Grundstücke  zu  ver- 
schiedenen Rechten,  freies  Eigentum  neben  hof hörigem.  Das  alles 
macht  es  wahrscheinlich,  daß  die  Neigung  zur  Mobilisierung,  wo  sie 
einmal  für  das  freie  Eigentum  gegeben  war,  sich  auch  auf  das  hof- 
hörige Eigentum  ausdehnen  mußte.  Nan  konnte  allerdings  der 
Grundherr  diesem  Bestreben  entgegentreten,  und  es  sind  Beispiele 
vorhanden,  wo  die  Herren  ihre  Macht  im  Literesse  des  Bestandes 

1)  Le  Play,  L'organisation  du  travail,  S.  273. 

2)  Gothein,  Agrarpolitische  Wanderungen  im  Rheinlande,  Berlin  1896. 

3)  Vgl.  Gothein,  Agrarpolitische  Wanderungen,  S.  145. 

4)  Ebenda,  S.  247. 
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ihrer  Fronhöfe  geltend  machten.  So  wurden  im  bergischen  Lande 
die  schärfsten  Maßregeln  getroffen,  um  das  Zerspleißen  der  Fron- 
höfe zu  verhindern^).  In  unserer  Gegend  ist  dieser  Fall  selten. 
Nur  einen  Fall  strenger  Geschlossenheit  hat  Gothein  konstatiert, 
und  zwar  auf  dem  Hofe  der  Äbtissin  von  Essen  in  Godesberg.  Im 
übrigen  hat  in  unserer  Gegend  die  Grundherrschaft  keinen  allzu 
starken  Einfluß  auf  die  Entwickelung  ausgeübt.  Der  Grundherr 
hatte  ja  auch  im  allgemeinen  kein  Interesse,  sich  der  Teilung  zu 
widersetzen;  er  war  zufrieden,  wenn  ihm  seine  Einkünfte  von  dem 
hofhörigen  Gut  ungeschmälert  zuflössen.  In  diesem  Sinne  lag  sogar 
nicht  selten  die  Teilung  im  Interesse  des  Grundherrn,  nämlich  dort, 
wo  die  Abgaben  an  den  Personen  hafteten,  also  bei  einer  Teilung 
des  hofhörigen  Gutes  stiegen.  Für  die  regelrechte  Einkunft  der 
Abgaben  genügte  die  Bestimmung  eines  „Vorträgers",  der  für  sämt- 
liche Teilbesitzer  haftete,  eine  Einrichtung,  die  lebhaft  an  die  alte 
Hausgemeinschaft  erinnert  und  in  der  man  ebenso  wie  in  dem 
Patriarchat  der  Hausgemeinschaft  den  Keim  zu  einem  Anerbenrecht 
erblicken  kann  ^).  Solange  also  die  Leistungsfähigkeit  des  hof- 
hörigen Gutes  gesichert  war,  „praestanda  zu  prästieren"  waren,  hatte 
der  Gutsherr  keine  Ursache,  sich  der  Teilung  zu  widersetzen;  erst 
wenn  er  diese  durch  unvernünftige,  zu  weit  gehende  Teilung  ge- 
fährdet sah,  hatte  er  Grund,  dazwischen  zu  treten.  So  scheinen 
auch  (nach  Gothein)  die  Bonner  Schöfi'en  regelmäßig  dafür  ge- 
sprochen zu  haben,  „daß  Lehengüter  bis  auf  den  vierten  Teil,  aber 
nicht  weiter  zerteilt  werden  dürfen".  Das  beweist,  daß  die  Teilung 
selbst  legalisiert  war,  daß  man  nur  ihrer  drohenden  Konsequenz, 
der  Bodenzersplitterung,  vorzubeugen  suchte.  Übrigens  war  diese 
Bestimmung  in  den  benachbarten  Weingegenden  schon  im  14.  Jahr- 
hundert in  Abgang  gekommen.  In  Erpel  z.  B.  waren  schon  im 
14.  Jahrhundert  die  Güter  „entsprechend  der  Kleinkultur  der  Wein- 
berge völlig  verteilt".  Und  so  ist  es  allerorts,  wo  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  die  Teilung  gestatten,  da  bricht  sie  durch,  trotz 
versuchter  Einschränkungen  durch  die  Grundherrschaft  und  schein- 
barer Anläufe  zur  Konstituierung  eines  Anerbenrechts. 

Was  in  dieser  Zeit  der  schwankenden  Rechtsverhältnisse  den 
Ausschlag  gab,  das  war  die  Wirtschaft  des  Bauern  selbst. 

1)  Vgl.  Gothein,  Agrarpolitische  Wanderungen,  S.  248. 

2)  Für  den  Schwarz wald  hat  Gothein  nachgewiesen,  wie  sich  hieraus  ein 
Anerbenrecht  tatsächlich  entwickelt  hat. 
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Blicken  wir  zum  Schluß  noch  einmal  auf  den  Entwickelungs- 
gang  des  bäuerlichen  Erbrechts  am  Grundeigentum  zurück,  wie  wir 
ihn  in  seinem  Verlauf  durch  das  Mittelalter  hindurch  verfolgt  haben. 
Wir  sahen,  wie  sich  allmählich  auf  dem  Boden  des  Gleichheits- 
gedankens in  der  Organisation  der  alten  Hausgemeinschaft  die  Um- 
risse eines  entsprechenden  gleichen  Erbrechts  entwickeln,  welches 
mit  der  Rezeption  des  römischen  Rechts  seine  Sanktion  erhält,  wie 
andererseits  diese  Strömung  gehemmt  wird  durch  die  Unfreiheit  des 
Bauern,  und  singularrechtliche  Institute,  die  das  ländliche  Grund- 
eigentum vor  dem  Einflüsse  des  römischen  Rechts  zu  bewahren 
suchen,  wie  aber  trotzdem  auf  dem  Umwege  über  die  Stadt  die 
Mobilisierung  sich  soweit  durchsetzt,  als  städtisches  Wesen  Einfluß 
gewinnt. 

Geregelte  Rechtsverhältnisse  gibt  es  dabei  immer  noch  nicht, 
sondern  es  herrscht  ein  fortwährendes  Schwanken  zwischen  Sitte 
und  Recht,  ein  wirres  Durcheinander  öffentlicher  und  privater  Be- 
rechtigungen, hervorgerufen  durch  den  Gegensatz  zwischen  Ober- 
und  Untereigentum.  „In  der  stillen  Zeit  des  Rheinlandes  hat  sich 
in  den  bäuerlichen  Verhältnissen  in  unserm  Gebiet  fast  gar  nichts 
verändert",  sagt  Gothein;  „das  ganze  öffentliche  und  private  Leben 
bewegte  sich  im  gleichen  behaglichen,  gedankenlosen  Schlendrian." 
Auf  allen  Gebieten  des  Lebens  machte  sich  eine  gewisse  Stockung 
bemerkbar,  eine  lässige  Gleichgültigkeit,  die  auch  hier  auf  dem  Ge- 
biete des  Rechts  die  schon  viel  früher  aufgetauchten,  aber  noch 
nnentwickelten  und  fast  immer  schwankenden  Rechtsverhältnisse  so 
hingehen  ließ. 

Da  setzt  nun  die  französische  Revolution  ein  mit  dem  Schluß- 
akt des  Dramas.  Scheinbar  unvermittelt,  tatsächlich  aber  wohl 
motiviert  durch  die  Exposition  der  mittelalterlichen  Entwickelung 
bringt  sie  die  Sache  zum  Abschluß. 

Mit  der  Grundentlastung  brachte  die  neue  Zeit  zugleich  die 
freie  Erbteilung  und  Mobilisierung.  Das  war  nichts  anderes  als 
das  Korrelat  der  Freiheit  des  Grundeigentums;  war  das  eine  dem 
Bauern  recht,  so  war  ihm  das  andere  billig,  weil  es  ihm  eine  lang 
geübte,  aber  durch  die  Grundherrschaft  stellenweise  zurückgedrängte 
Gewohnheit  sanktionierte.  „Das  ist  das  ganze  Geheimnis  ihrer 
Popularität",  sagt  Gothein  von  der  französischen  Revolution,  „daß 
sie  mehr  ein  unvermittelter  Bruch  mit  der  Vergangenheit  scheint 
als  sie  in  Wirklichkeit  ist."    Und  das  ist  auch  das  Geheimnis  der 
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Popularität  des  französischen  Erbrechts,  daß  es  mehr  ein  franzö- 
sisches Recht  scheint,  als  es  in  Wirklichkeit  ist.  Daß  die  rheinische 
Bevölkerung  den  Code  civil  später  augenscheinlich  adoptierte,  ist 
zum  größten  Teil  seinen  formalen  Vorzügen,  seiner  Einheitlichkeit 
zuzuschreiben;  aber  es  geht  nicht  an,  sie  deshalb  eine  geschichts- 
lose,  nivellierte  Bevölkerung  zu  nennen.  Was  sie  fortgeworfen  und 
leichten  Herzens  vergessen  hat,  das  war  veralteter  Ballast,  der 
längst  nicht  mehr  in  die  fortgeschrittene  Zeit  paßte.  Aber  es  ist 
nun  einmal  die  festgewurzelte  Ansicht  gewisser  Kreise,  daß  die  Frei- 
teilbarkeit  des  Grundeigentums,  weil  sie  im  Gefolge  der  Revolution 
erschien,  die  destruktiven  Tendenzen  derselben  verkörpere.  Ultra- 
konservative  Gemüter  werden  deshalb  nie  aufhören,  in  ihr  immer 
noch  den  Wildgeruch  revolutionärer  Ideen  zu  wittern.  Und  doch 
war  es  jenes  große  Befreiungswerk,  die  Entlastung  des  Grundeigen- 
tums, welches  in  dem  denkwürdigsten  Zeitraum  der  Geschichte 
unseres  Vaterlandes  Preußens,  Deutschlands  Wiedergeburt  ermög- 
licht hat.  Damals  haben  sich  die  bedeutendsten  Staatsmänner  und 
Agronomen  für  Frei  teil  bar  keit  ausgesprochen:  der  Verfasser  jenes 
Edikts  vom  11.  September  1811,  in  dem  der  König  von  Preußen 
die  Freiteilbarkeit  der  Güter  proklamierte,  war  kein  geringerer  als 
Albrecht  Thaer,  der  Vater  der  deutschen  Land  Wirtschaftswissenschaft. 


3.  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Natural- 
teilung und  die  Bodenmobilisierung  im  Kreis  Bonn. 

An  der  Tatsache,  daß  das  gesetzliche  Erbrecht  mit  der  Rechts- 
überzeugung der  hiesigen  Bevölkerung  übereinstimmt,  kann  nicht 
wohl  gezweifelt  werden.  Das  Gefühl  der  Gleichberechtigung  der 
Erben  ist  so  bestimmt,  daß  es  Erwägungen  wirtschaftlicher  Natur 
gar  nicht  aufkommen  läßt,  so  sehr  ist  das  Erbrecht  des  Code  der 
rheinischen  Bevölkerung  in  Fleisch  und  Blut  übergegangen.  Wir 
haben  diese  Rechtsüberzeugung  mit  der  historischen  Entwickelung 
des  Erbrechts  zu  begründen  versucht;  unsere  Aufgabe  bleibt  es 
trotzdem,  zu  untersuchen,  ob  nicht  doch  wirtschaftliche  Erwägungen 
gegen  dieses  Erbrecht  sprechen.  Die  historisch  -  praktische  Auf- 
fassung der  Dinge  fordert  doch  zuletzt  eine  Kritik  der  Gegenwart; 
wir  werden  zu  untersuchen  haben,  wie  sich  die  aus  Ergebnissen 
wirtschaftlicher  Entwickelung  nunmehr  selbständig  gewordene  soziale 
Macht  in  die  fortgeschrittenen  Verhältnisse  unserer  Zeit  einstellt, 
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ob  sie  noch  zu  ihnen  paßt  oder  ob  etwa  aus  alter  Yemunffc  gegen- 
wärtig Unsinn  geworden  ist. 

Wie  oben  gesagt,  gelangt  im  Kreis  Bonn  regelmäßig  das  gel- 
tende Intestaterbrecht  zur  Anwendung  mit  der  Teilung  der  Immo- 
bilien in  natura.  Augenscheinlich  liegt  hierin  die  Tendenz  einer 
generationsweise  progressiven  Verkleinerung  des  Grundbesitzes '). 
Es  hat  denn  auch  von  jeher  nicht  an  Kassandrastimmen  gefehlt: 
nur  in  der  ersten  Generation  würde  etwas  zu  teilen  sein,  schließ- 
lich aber  würde  jeder  Erbe  nur  mehr  einen  Fetzen  Landes  erhalten, 
ein  Diminutivparzellchen  als  die  selbstironisierende  Konsequenz  der 
Gleichberechtigung  der  Erben.  Die  so  rechnen  zu  müssen  glaubten, 
begingen  einen  ähnlichen  Fehler  wie  Malthus;  sie  ließen  die  Gegen- 
tendenzen unberücksichtigt.  Die  Wirklichkeit  sieht  gar  nicht  so  aus 
wie  jenes  Schauergemälde  pulverisierten  Besitzes,  das  man  vorahnend 
schon  entworfen  hatte.  Man  wird  den  Grund  dafür  verstehen,  wenn 
man  den  tatsächlichen  Gang  der  Dinge  betrachtet. 

In  den  meisten  Gemeinden  unseres  Kreises  gestaltet  sich  der 
Erbgang  folgendermaßen.  Die  verschiedenen  Parzellen  der  Erbmasse 
werden  von  den  Erben,  auch  wohl  unter  Hinzuziehung  sachverstän- 
diger Verwandten  oder  Nachbarn,  zu  möglichst  gleichwertigen  Losen 
zusammengelegt  und  unter  die  einzelnen  Erben  ausgelost.  Das 
Häuschen  ist  in  der  Regel  bereits  so  klein,  daß  es  nur  von  einem 
der  Erben  gegen  Vergütung  der  übrigen  Anteile  übernommen  werden 
kann.  Derselbe  übernimmt  auch  sofort  die  Anwesenteile  derjenigen 
Miterben,  die  ihren  Teil  nicht  selbst  zu  bewirtschaften  gedenken. 

Wo  die  Erben  sich  in  dieser  Weise  nicht  einigen,  da  ermittelt 
man  den  Verkehrswert  der  Grandstücke,  indem  man  ihn  durch 
öffentliche  Versteigerung  realisiert.  Dieses  Verfahren  ist  da  beliebt, 
wo  durch  die  intensive  Kultur  oder  durch  den  mit  Rücksicht  auf 
die  örtliche  Lage  bedingten  Spekulationswert  die  Unterschiede 
zwischen  den  einzelnen  Parzellen  so  mannigfaltig  sind,  daß  eine 
Übereinkunft  unter  den  Erben  allein  schwer  zu  erreichen  wäre. 
Alfter,  Roisdorf  und  die  Vororte  der  Stadt  Bonn  sind  typisch  für 
dieses  Verfahren.    Die  Versteigerung  beim  Erbgang  hat  hier  zu- 


1)  Da  die  in  eine  andere  Familie  hineinheiratenden  Töchter  dieser  natürlich 
ihren  ererbten  Grundbesitz  zubringen,  so  kann  man  sagen,  daß  schon  hierdurch 
die  Verkleinerung  auf  die  Hälfte  reduziert  wird,  ein  Umstand,  der  gewöhnlich 
ganz  übersehen  wird. 

2* 
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gleich  eine  eigentümliche  Form  der  Bodenmobilisierung  ausgebildet, 
den  sogenannten  Protokollhandel,  der  darin  besteht,  daß  der  oder 
die  Verkäufer  die  Steigpreise  —  das  Protokoll  —  einem  Güter- 
händler zedieren.  Der  Protokollhändler  zahlt  nach  Abzug  eines  be- 
stimmten Kabatts^)  die  Güterpreise  sofort  an  die  Verkäufer  aus. 
Die  Vorteile  dieser  Einrichtung  für  die  Verkäufer  liegen  auf  der 
Hand;  sie  erhalten  sofort  bares  Geld  in  die  Hand  und  sind  aller 
langwierigen  Scherereien  mit  der  Eintreibung  der  Steigpreise  über- 
hoben. Andererseits  hat  der  Protokollhandel  für  den  Käufer  den 
Vorteil,  daß  ihm  durch  die  Einrichtung  der  Ratenzahlungen  der 
Erwerb  von  Grundbesitz  erleichtert  wird.  An  sich  darf  also  der 
Protokollhandel  als  eine  wohltätige  Einrichtung  betrachtet  werden, 
als  eine  „zweckmäßige  Organisation  des  Kredits  und  der  Abzah- 
lungen". Gegenwärtig  vollzieht  der  Protokollhandel  sich  schon  zum 
größten  Teil  durch  die  Spar-  und  Darlehnskassen  und  verliert  da- 
mit mehr  und  mehr  die  Bedenken,  die  man  ihm  früher  entgegen- 
bringen mußte.  Bis  vor  einigen  zehn  Jahren  lag  nämlich  der 
Protokollhandel  fast  ganz  in  den  Händen  jüdischer  Händler,  die 
dann  neben  dem  Güterhandel  noch  Warenhandel  und  Viehhandel 
betrieben.  Solche  Personen  sind  ja  von  vornherein  die  verdächtig- 
sten Kreditgeber  des  Landmanns,  und  da  konnte  es  denn  vor- 
kommen, daß  ein  solcher  Mann  der  allmächtige  Bankier  des  Dorfes 
wurde,  durch  dessen  Hände  der  ganze  Grundbesitz  dieser  kleinen 
Leute  wanderte,  wobei  natürlich  das  meiste  für  den  Protokollhändler 
abfiel,  der  eine  Drohnenexistenz  fristete  vom  Schweiß  der  armen 
Bauern.  Geschäften  dieser  Art  ist  nun  freilich  durch  unsere  Gesetz- 
gebung der  Weg  verlegt,  und  wenn  auch  der  Protokollhandel  heute 
noch  zum  Teil  in  den  Händen  solcher  Personen  hegt,  so  vollzieht 
er  sich  doch  auch  hier  durchaus  auf  rechtlicher  Grundlage.  Durch 
den  Protokollhandel  wird  zweifellos  die  Mobilisierung  des  Bodens 
erleichtert  und  verstärkt.  Er  beschränkt  sich  nicht  auf  die  Mobili- 
sierung aus  dem  Erbgang,  sondern  dehnt  sich  auch  auf  den  son- 
stigen Güterverkehr  aus.  In  manchen  Gegenden  ist  das  Geschäfts- 
zimmer des  Protokollhändlers  nahezu  eine  „Bodenbörse",  wo  sich 
Angebot  und  Nachfrage  zu  regeln  pflegt.  Man  darf  deshalb  freilich 
noch  nicht  sagen,  der  Protokollhandel  sei  schuld  an  der  MobiUsie- 


1)  Die  Spar-  und  Darlehnskassen  begnügen  sich  mit  1  ^/^  Rabatt,  während 
die  „Protokollhändler"  früher  7*^/o,  ja  bis  zu  10  ^/o  nahmen. 
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rung  und  müsse  daher  verboten  oder  eingeschränkt  werden.  Wer 
so  argumentiert,  der  verwechselt  Ursache  und  Wirkung  und  miß- 
versteht den  eigentlichen  Sinn  der  Mobilisierung.  Wo  die  Natural- 
teilung einmal  gegeben  ist,  da  ist  Mobilisierung  notwendig  und  dem- 
gemäß eine  Erleichterung  derselben  durch  den  Protokollhandel 
erwünscht.  Die  Mobihsierung  ist  das  notwendige  Heilmittel  der 
Naturalteilung,  notwendig,  um  den  Standard  der  Besitzverhältnisse, 
der  durch  die  Naturalteilung  beständig  verschoben  wird,  wieder  her- 
zustellen. Wenn  der  Erbe  sein  Anwesenteil  antritt,  so  beginnt  für 
ihn  die  Lebensaufgabe,  den  Besitz  wieder  auf  die  normale  Größe 
zu  bringen,  auf  alle  Fälle  aber  muß  er  suchen,  das  Existenzminimum 
zu  erreichen.  In  den  meisten  Fällen  beginnt  man  schon  vor  der 
Erbteilung  des  väterlichen  Besitzes  mit  dieser  Aufgabe.  Strebsame 
junge  Leute,  die  den  landwirtschaftlichen  Beruf  des  Vaters  bei- 
behalten und  natürlich  wohl  einsehen,  daß  dies  auf  ihrem  Teilbesitz, 
den  sie  aus  der  Erbmasse  zu  erwarten  haben,  nicht  möglich  ist, 
legen  schon  beizeiten  ihre  Ersparnisse  in  Grund  und  Boden  an,  so 
daß  sie  bei  der  Erbteilung  bereits  ein  Sondereigen  besitzen,  das 
dann  mit  dem  Anwesenteil  schon  einen  selbständigen  Betrieb  aus- 
macht. Wo  dies  aber  nicht  der  Fall  ist,  da  pachtet  der  betreffende 
Wirt  zunächst  einige  Parzellen  hinzu  und  bei  Gelegenheit  kauft;  er 
Parzelle  um  Parzelle,  bis  sein  Ziel  mehr  oder  weniger  erreicht  ist. 
Bei  den  größeren  Besitzern  ist  das  nicht  anders.  Zunächst  erfordern 
schon  die  vorhandenen  Wirtschaftsgebäude  und  das  bisherige  Wirt- 
schaftssystem die  Wiedervergrößerung  des  Betriebes,  und  war  es 
eben  die  wirtschaftliche  Notwendigkeit,  so  ist  es  hier  die  wirtschaft- 
liche Zweckmäßigkeit,  die  eine  Wiedervergrößerung  erheischt.  So- 
dann spielt  hier  auch  der  Lebensstandard  des  Besitzers  eine  große 
Bolle,  worauf  schon  Gothein  aufmerksam  gemacht  hat.  Die  Söhne 
der  größeren  Gutsbesitzer  denken  nicht  daran,  aus  ihrer  sozialen 
Sphäre  herabzusteigen,  wenn  sie  auch  nur  ein  Teilgut  übernehmen ; 
ebenso  halten  die  Bauern  an  ihrer  Gewohnheit  fest.  Zweifellos 
bildet  der  Standard  of  life  ein  nicht  zu  unterschätzendes  Moment 
in  der  Konservierung  der  Besitzverhältnisse. 

Auf  Grund  einer  Besitzstatistik,  die  im  Jahre  1850  durch 
Hartstein  von  der  Bürgermeisterei  Waldorf  ermittelt  wurde,  sind 
wir  in  der  Lage,  die  Wirkung  der  Mobilisierung  auf  die  Be- 
sitzverhältnisse für  einen  Zeitraum  von  fünfzig  Jahren  festzustel- 
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len^).  Im  Jahre  1850  waren  in  der  Bürgermeisterei  Waldorf  von 
823  Familien  691  begütert  wie  folgt: 


1. 

Mit  1000  Morgen    .  . 

.  .  1 

2. 

V      300       „        .  . 

.  .  1 

3. 

„  250—300  „        .  . 

.  .  1 

4. 

„  150—200  „        .  . 

.    .  2 

5. 

„  100—150  „        .  . 

.    .  6 

6. 

„    50—100  „        .  . 

.    .  16 

7. 

„    20—50   „        .  . 

.    .  54 

8. 

„    10—20   „        .  . 

.    .  90 

9. 

„      5-10   „        .  . 

.    .  120 

10. 

.    .  400 

Im  Jahre  1901  waren  in  der  Bürgermeisterei  Waldorf  von 
1138  Familien  988  mit  landwirtschaftlichem  Betrieb,  davon  38  mit 
nur  gepachtetem  Land.  Mit  Eigenbesitz  waren  also  950  Betriebe 
vorhanden,  davon 


1. 

mit  1200  Morgen    .  . 

.    .  1 

2. 

„      400       „        .  . 

.    ,  1 

5. 

„  100—200  „        .  . 

.    .  2 

6. 

„    50—100,,        .  . 

.    .  16 

7. 

„    20—50   „        .  . 

.    .  81 

8. 

„    10—20   „        .  . 

.    .  155 

9. 

V      5-10   „        .  . 

.    .  184 

10. 

»    Vi    5     „        .  . 

.    .  510 

Zu  diesen  Zahlen  ist  folgendes  zu  bemerken: 

Das  Großgut  No.  1  ist  Fideikommiß;  es  hat  durch  gelegent^ 
liehe  Arrondierungen  an  Größe  zugenommen;  desgleichen  das  groß- 
bäuerliche Gut  No.  2. 

Die  großbäuerlichen  Besitzklassen  in  No.  3,  4  und  5  haben 
anderen  Besitzklassen  Platz  gemacht.  Die  Besitzklasse  No.  6,  der 
mittelbäuerliche  Betrieb,  hat  sich  erhalten. 

Stark  zugenommen  haben  die  kleinbäuerlichen  und  namentlich 
die  Kleinbetriebe.    Dabei  hat  die  durchschnittliche  Betriebsgröße 


1)  Die  gegenwärtige  Besitzverteilung  wurde  von  mir  nach  den  Listen  der 
Berufsgenossenschaft  ermittelt. 
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nicht  abgenommen ;  sondern  die  Vermehrung  der  Kleinbetriebe  wurde 
durch  die  Zerstückelung  großbäuerlicher  Betriebe  ermöglicht. 

Angesichts  dieser  natürlichen  Zunahme  der  Kleinbetriebe,  die 
sich  eben  aus  der  Steigerung  der  Intensität  von  selbst  ergibt,  wird 
doch  niemand  von  „Pulverisierung  des  Besitzes"  sprechen  können. 
Die  Tendenz  der  Naturalteilung  kommt  nicht  zur  Geltung ;  ihr  ent- 
gegen steht  das  wirtschaftliche  Gesetz,  das  überall  den  Grundbesitz 
zwingt,  den  Umfang  anzunehmen,  welchen  die  örtlichen  Bedingungen 
der  Landwirtschaft  erheischen. 

Eine  andere  Frage  ist,  ob  nicht  die  Entwickelung  den  ent- 
gegengesetzten Gang  einschlagen  könnte,  daß  die  Mobilisierung 
nicht  zu  einer  Zersplitterung  als  vielmehr  zu  einer  Anhäufung  des 
Besitzes  in  wenigen  Händen  führen  würde.  Diese  Frage  ist  an  und 
für  sich  viel  wichtiger  als  die  erstere.  Man  hat  mit  Recht  gesagt, 
daß  die  Gefahr  unserer  Zeit  weniger  in  einer  Zersplitterung  der 
Vermögen  als  vielmehr  in  deren  Anhäufung  in  wenigen  Händen  zu 
suchen  sei,  und  wenn  die  Verschiebung  in  den  Grundbesitzverhält- 
nissen sich  nach  dieser  Seite  hinüberneigte,  so  ständen  wir  damit 
allerdings  vor  einer  Entwickelung,  welche  ernstliche  Bedenken 
herausfordert.  Besorgnisse  dieser  Art  sind  im  Rheinlande  nament- 
lich durch  die  Vorgänge  in  der  Eifel  und  auf  dem  Hunsrück  her- 
vorgerufen worden,  wo  man  in  der  unablässigen  Vergrößerung  der 
Besitzungen  einiger  adliger  Familien  bereits  die  „Ansätze  der  Lati- 
fundienbildung" ^)  zu  erkennen  glaubte.  Ebenso  streben  ja  auch 
unsere  Großindustriellen  nach  Grundbesitz,  wobei  weniger  die  Ver- 
zinsung des  Kapitals  als  vielmehr  sonstige  Motive,  Villenanlagen, 
Jagd  gründe  und  vor  allem  die  Aussicht  auf  vermehrtes  Ansehen  ins 
Gewicht  fällt.  Es  könnten  ja  angesichts  der  starken  Zunahme  der 
Großgüter  in  unserem  Kreise,  deren  Zahl  von  sieben  seit  1882  auf 
13  gestiegen  ist,  derartige  Befürchtungen  auftauchen;  indessen 
kommt  der  Verlust  nicht  auf  die  Wirtschaftsfläche  der  Kleinbetriebe 
und  der  mittelbäuerlichen  Betriebe  —  diese  hat  selbst  nicht  un- 
beträchtlich zugenommen  — ,  sondern  auf  die  großbäuerlichen  Be- 
triebe. Der  Vorgang  erklärt  sich  als  eine  Begleiterscheinung  der 
Agrarkrise  und  man  kann  ihn,  wenn  man  will,  als  einen  Beweis 


1)  Vgl.  den  Hinweis  des  Abgeordneten  Knebel  in  den  Verhandlungen  des 
Abgeordnetenhauses  vom  1.  Dezember  1895.  —  Wygodzinski,  Vererbung  des 
ländlichen  Grundbesitzes  etc.,  S.  123. 
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für  die  größere  Widerstandsfähigkeit  des  Kleinbetriebes  und  des 
bäuerlichen  Betriebes  gegenüber  den  Preisschwankungen  des  Welt- 
marktes betrachten.  Eine  Konzentrierung  des  kleinen  und  mittleren 
Grundbesitzes  zum  Großbetrieb  ist  in  unserem  Kreise  nicht  denk- 
bar. Zunächst  ist  schon  die  Gemengelage  in  dieser  Hinsicht  ein 
Schutz.  Das  große  Kapital  wünscht  selbstverständhch  nur  arron- 
dierten Besitz,  und  es  ist  nicht  schwer,  sich  die  Unmöglichkeit  eines 
solchen  Arrondierungsvorganges  vorzustellen.  Was  sich  in  unserem 
Kreise  an  Konzentrierung  des  Grundbesitzes  vorfindet,  das  beschränkt 
sich  auf  gelegentliche  Arrondierungen  der  größeren  Güter,  die  im 
Interesse  einer  rationelleren  Kultur  nur  freudig  zu  begrüßen  sind. 

An  eine  Aufsaugung  des  Kleinbetriebes  durch  den  Großbetrieb 
ist  also  gar  nicht  zu  denken;  aber  man  hat  noch  eine  andere 
Eventualität  ins  Auge  gefaßt.  Es  ist  denkbar,  daß  sich  eine  Kon- 
zentrierung des  Grundbesitzes  auch  in  der  Weise  vollziehe,  daß  sich 
zwar  die  Form  des  Eigentums,  aber  nicht  die  der  Betriebe  ändert. 
Also  die  Konzentrierung  des  Grandeigentums  in  kapitalkräftigen 
Händen  zum  Zwecke  der  parzellenweisen  Verpachtung  nach  irischem 
Muster.  Es  ist  fraglich,  ob  sich  eine  derartige  Majorisierung  der 
kleinen  Käufer  durchführen  ließe;  zum  mindesten  würde  es  ein 
langwieriges  und  gewagtes  Unternehmen  sein.  Einstweilen  kommt, 
wie  gesagt,  die  ganze  Frage  in  unserer  Gegend  nicht  in  Betracht, 
und  es  führt  fast  immer  zu  absurden  Schlüssen,  die  letzten  Kon- 
sequenzen einer  möglichen  Entwickelung  zu  ziehen,  weil  eben  das 
Leben  doch  immer  wieder  ein  Korrektiv  zur  Hand  hat,  so  daß  in 
Wirklichkeit  derartige  gefährliche  Tendenzen  gar  nicht  zur  Geltung 
kommen,  wie  wir  das  bereits  an  jener  „Tendenz  der  Naturalteilung" 
gesehen  haben. 

4.  Die  Gemengelage  des  Grundbesitzes  und  die 
Zusammenlegung. 

Wir  haben  gesehen,  wie  die  Naturalteilung  ihr  Heilmittel  in 
sich  selbst  trägt,  so  daß  der  Standard  der  Besitzverhältnisse  im 
großen  und  ganzen  gewahrt  bleibt.  Indessen  können  sich  die  Güter 
auf  diese  Art  nicht  immer  auch  räumlich  wieder  zusammenfinden, 
und  wir  haben  damit  die  Erscheinung  der  Gemengelage  und  Wege- 
losigkeit  des  Besitzes,  wie  sie,  entstanden  aus  der  alten  Gewann- 
verfassung, nun  durch  die  Naturalteilung  verewigt  wird.    Auf  die 
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vielumstrittene  Entstehung  der  Gemengelage  kann  hier  nicht  näher 
eingegangen  werden.  Sie  ist  kein  Produkt  der  neueren  Zeit,  son- 
dern war  bereits  gegeben  mit  der  alten  Gewannverfassung,  seitdem 
die  Hufe,  die  ursprünglich  einen  ideellen  Anteil  am  Grund  und 
Boden,  einen  „Komplex  von  Rechten  an  die  agrarischen  Lebens- 
ansprüche" darstellte,  ein  reales  Individualeigentum  an  einem  Streu- 
besitz von  Ackergrundstücken  in  der  Flur,  verbunden  mit  Nutzungs- 
rechten in  der  gemeinen  Mark  geworden  war.  Durch  die  Mobili- 
sierung wurden  dann  die  Gewannen  in  Unordnung  gebracht.  Nach 
Lamprecht  waren  schon  am  Ende  des  14.  Jahrhunderts  die  Hufen 
zersplissen,  Lehengüter  und  Allod  durcheinander  geraten  und  zer- 
teilt. Wie  die  Gewannen  in  Unordnung  gerieten,  läßt  sich  noch 
sehr  gut  an  Flurplänen  verfolgen  durch  Rekonstruktion  des  älteren 
Zustandes.  Man  sieht  hier,  wie  die  Gewanne,  offenbar  durch  fehler- 
haftes Pflügen,  allmählich  eine  krummgezogene  Gestalt  annahm, 
wobei  Ecken  liegen  blieben,  die  alsdann  aufgeteilt  wurden;  wie  die 
Gewanne  selbst  zuerst  nach  der  Länge  und  schließlich  auch  der 
Quere  nach  geteilt  wurde,  wodurch  natürlich  mit  der  Zeit  ein  Teil 
von  Grundstücken  von  den  Zufahrtswegen  abgeschnitten  wurde.  Und 
so  setzt  sich  dieser  ewige  Zerstückelungsprozeß  durch  die  Natural- 
teilung in  der  Gegenwart  fort. 

Ohne  Zweifel  würde  dieser  Prozeß  schon  längst  am  Ende  der 
Vernunft  angelangt  sein,  wenn  nicht  eben  auch  hier  wieder  die 
Mobilisierung  das  Korrektiv  mit  sich  brächte.  Die  Mobilisierung, 
der  erleichterte  Erwerb  von  Grundbesitz,  gibt  die  Möglichkeit  zu 
arrondieren,  und  da  ist  es  nun  interessant,  zu  sehen,  wie  der  tüchtige 
und  strebsame  Bauer  sich  selber  gegen  die  Gemengelage  zu  helfen 
weiß.  Mir  ist  ein  solcher  Fall  bekannt,  wo  ein  größerer  Besitzer 
nach  und  nach  seinen  Grundbesitz  auf  diese  Weise,  teils  durch 
Kauf,  teils  durch  Tausch  arrondierte.  Aber  dieser  Fall  zeigt  zu- 
gleich, mit  welcher  Mühe  solche  Arrondierungen  im  größeren  Maß- 
stabe auch  wieder  verbunden  sind.  Nachdem  schon  der  Großvater 
des  jetzigen  Besitzes  einzelne  der  zwischen  seine  verhältnismäßig 
großen  Grundkomplexe  eingesprengten  Parzellen  erworben  hatte, 
wurden  durch  den  Vater  des  jetzigen  Besitzers  annähernd  70  Par- 
zellen teils  gekauft,  teils  ausgetauscht.  Der  gegenwärtige  Besitzer 
setzt  diese  Tätigkeit  mit  großer  Energie  fort  und  erblickt  darin  mit 
Recht  eine  seiner  Hauptlebensaufgaben  als  Landwirt.  Das  betreffende 
Gut  wird  zwar  niemals  zu  einem  geschlossenen  Hof  werden  können, 
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aber  die  einzelnen  größeren  Komplexe  sind  bereits  ziemlich  arron- 
diert oder,  wo  noch  fremder  Besitz  eingesprengt  ist,  doch  durch 
Anlage  eines  Wegenetzes  von  allen  Überfahrtsrechten  befreit,  die 
bis  dahin  eben  der  Sitte  gemäß  geduldet  werden  mußten.  Die 
Karte  im  Anhang  (siehe  dieselbe)  zeigt  recht  anschaulich  die  ur- 
sprüngliche Gemengelage  in  einem  dieser  größeren  Grundkomplexe 
und  zugleich  die  planmäßige  Arrondierung. 

Derartige  Arrondierungen  finden  wir  überall  in  unserem  Kreise, 
freilich  nicht  immer  mit  diesem  Erfolge,  der  eben  doch  nur  bei 
großer  Energie  und  guter  finanzieller  Lage  des  Besitzers  erreicht 
wird.  Durch  die  Naturalteilung  im  Erbgang  wird  nun  allerdmgs 
dieser  Prozeß  verewigt,  aber  man  braucht  deshalb  noch  nicht  an- 
zunehmen, daß  der  ganze  Arrondierungsprozeß  eine  Penelopearbeit 
sei,  die  in  jeder  Generation  wieder  von  neuem  anfangen  müsse. 
Solche  unrationelle  Teilungen  werden  eben  in  der  gegenwärtigen 
Zeit  nicht  mehr  vorgenommen,  und  wenn  Parzellen  geteilt  werden, 
so  wird  doch  wenigstens  darauf  gesehen,  daß  jeder  Teil  vom  Feld- 
wege aus  erreicht  werden  kann,  weil  eben  Überfahrtsrechte  nur 
mehr  da  geduldet  werden,  wo  sie  sich  von  alters  her  eingebürgert 
haben.  Man  darf  behaupten,  daß  sich  Arrondierung  und  Zerstücke- 
lung im  Erbwege  mindestens  das  Gleichgewicht  halten,  wenn  nicht 
gar  der  erstere  Prozeß  überwiegt.  In  Wirklichkeit  ist  in  den 
agrarschen  Gebieten  unseres  Kreises  die  Gemengelage  gar  nicht  so 
übermäßig,  wie  man  vielleicht  denken  möchte,  und  jene  sprichwört- 
lich zitierte  „Wiese  in  der  Größe  eines  Bettuchs"  dürfte  doch  in 
unserer  Gegend  eine  sehr  gesuchte  Hyperbel  sein.  Etwas  anderes 
ist  es  natürlich  in  der  Umgebung  der  Ortschaften  in  unserem  Kreise, 
wo  der  Kleinbesitz  mit  seinen  Spezialkulturen  dominiert.  Hier  ist 
aber  die  Gemengelage  und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  selbst  die 
Wegelosigkeit  gar  nicht  so  gefährlich,  weil  eben  nur  Spaten  und 
Tragkorb  in  Anwendung  kommen. 

Die  katastermäßige  Statistik  gibt  kein  richtiges  Bild  von  der 
Gemengelage ,  weil  sich  in  den  meisten  Fällen  mehrere  zusammen- 
stoßende Parzellen  in  der  Hand  eines  und  desselben  Besitzers  ver- 
einigen und  deshalb  in  Wirklichkeit  die  verschiedenen  Kataster- 
nummem  vielfach  nur  ein  zusammenhängendes  Grundstück  repräsen- 
tieren. 

Nach  einem  im  Jahre  1862  vom  Landratsamt  in  Bonn  heraus- 
gegebenen Verwaltungsbericht  zerfiel  das  Areal  des  Kreises  Bonn 
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in  208  531  Parzellen,  wonach  auf  jeden  Besitzer  im  Durchschnitt 
elf  Parzellen  von  wenig  mehr  als  einen  halben  Morgen  Größe 
kamen.  Vergleichungshalber  seien  hier  die  durchschnittlichen  Par- 
zellengrößen in  einigen  anderen  Gebieten  mitgeteilt.  Nach  den  Er- 
mittelungen für  die  Grundsteuerveranlagung  betrug  die  durchschnitt- 
liche Größe  einer  Parzelle  (1865): 

In  den  östlichen  Provinzen  des  preuß.  Staates    8,22  Morgen 


„  der  Provinz  Westfalen   2,55 

im  Eegierungsbezirk  Düsseldorf    .    .    .    .    .  1,95 

„             „            Aachen     .    .    .    .    .    .  1,17 

„             „            Köln   0,77 

Trier   0,71 

„             „            Koblenz   0,53 


Danach  bietet  der  Kreis  Bonn  kein  besonders  erfreuHches  Bild ; 
aber  es  muß  demgegenüber  betont  werden,  daß  diese  Durchschnitts- 
zahl cum  grano  salis  zu  nehmen  ist;  sie  kommt  zustande  durch 
den  Anteil  der  Kleinbetriebe,  bei  deren  überwiegender  Spezialkultur 
eben  die  Parzellierung  ganz  ungefährlich  ist ;  dagegen  zeigen  gerade 
in  unserem  Kreise  die  rein  agrarischen  Gebiete,  so  die  Ebene 
zwischen  Bonn  und  Godesberg,  die  Gemarkungen  nördlich  von  Bonn, 
Buschdorf  etc.  eine  verhältnismäßig  günstige  Eluranlage ,  die  hier 
wenigstens  eine  vollständige  Umlegung  beinahe  überflüssig  er- 
scheinen läßt. 

Damit  soll  freilich  keineswegs  gesagt  sein,  daß  für  derartige 
Eeformen  in  unserem  Kreise  kein  Platz  sei,  es  fragt  sich  nur,  in 
welchem  Umfange  und  in  welcher  Form  sie  hier  wirklich  durch- 
dringen können. 

Die  staatlichen  Maßnahmen  gegen  die  Gemengelage  datieren 
bekanntlich  schon  vom  Ende  des  18.  Jahrhunderts.  In  dem 
„nassauischen  Konsolidationsverfahren"  erhielten  sie  eine  wesentlich 
modifizierte,  auf  süddeutsche  Verhältnisse  berechnete  Form.  Im 
Rheinland  datiert  das  Gesetz  betreffend  die  wirtschaftliche  Zu- 
sammenlegung vom  24.  Mai  1885,  wo  die  Generalkommission  in 
Düsseldorf  ihre  Tätigkeit  begann.  Bekanntlich  stieß  das  Gesetz  im 
Rheinland  auf  energischen  Widerspruch  nicht  nur  bei  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung,  deren  allbekannte  Einwendungen  meist  recht 
kurzsichtiger  Natur  waren,  sondern  auch  in  Juristen-  und  politischen 
Kreisen.    Ich  brauche  nur  an  die  Polemik  Eeichenspergers  zu  er- 
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iiinern.  Man  erblickte  eben  in  dem  Gesetz  einen  staatlichen  Ein- 
griff in  die  Eechte  des  einzelnen  und  bekämpfte  es  deshalb  dem 
liberalen  Gedanken  zuliebe.  Wenn  sonstwie  Einwendungen  gegen 
die  Zusammenlegung  auch  heute  noch  Beachtung  verdienen,  so 
kommen  hier  namentlich  die  Ausführungen  des  Abgeordneten  Bachem 
in  seinem  diesbezüglichen  Referat  im  Reichstag  in  Betracht.  Diese 
Einwendungen  fußen  darauf,  daß  im  Rheinlande,  wo  die  Besitzver- 
teilung eine  sehr  zersplitterte  sei,  die  Zusammenlegung  nicht  nur 
überhaupt  von  fraglichem  Werte  sei,  sondern  hauptsächUch  deshalb 
nicht  anzustreben  sei,  weil  dann  den  kleinen  Leuten,  namentlich 
den  Landarbeitern,  Angehörigen  der  Fabrikbevölkerung  etc.  der 
Erwerb  eines  kleinen  Grundeigentums  außerordentlich  erschwert 
werde.  Dieser  letztere  Einwand,  das  soziale  Moment,  verdient  in 
gemischt  landwirtschaftlich-industriellen  Gebieten  mindestens  eben- 
soviel Beachtung  wie  das  wirtschaftlich  -  technische.  Buchenberger 
weist  auf  die  süddeutsche  Gesetzgebung  hin,  welche  auch  einfache 
Wegeanlagen  gestattet  und  die  vielleicht  auch  für  manche  Gebiete 
der  Rheinprovinz  zweckmäßiger  gewesen  wäre.  Diese  Einwände  sind 
indessen  auf  die  endgültige  Fassung  des  Gesetzes  ohne  Einfluß  ge- 
blieben. 

Der  Zweck  des  Gesetzes  ist  zunächst  die  Schaffung  eines  neuen 
Wegenetzes,  so  daß  sämtliche  Grundstücke  zu  jeder  Zeit  zugänglich 
sind;  sodann  die  Regulierung  der  Wasserverhältnisse,  insbesondere 
die  Entfernung  des  überflüssigen,  daher  schädlichen  Wassers  durch 
Vorflutgräben ,  die  zugleich  die  Vorbedingung  der  Drainage  sind. 
Im  Rahmen  dieses  neuen  Wegenetzes  erfolgt  dann  die  Ausweisung 
der  neuen  Pläne,  derart,  daß  jeder  Besitzer  seinen  Besitz  nach 
Möglichkeit  arrondiert  erhält,  womit  eine  leichtere  und  rationellere 
Bewirtschaftung  stattfinden  kann.  Die  Zusammenlegung,  welcher 
im  wesentlichen  nur  Ackerland,  Wiesen,  Hutungen,  ausnahmsweise 
auch  gartenmäßig  bewirtschaftete  Ackergrundstücke  unterliegen,  er- 
folgt nur  auf  Antrag  der  Besitzer,  und  zwar  nur  dann,  wenn  von 
der  Zusammenlegung  eine  wesentliche  Verbesserung  der  Landes- 
kultur zu  erwarten  steht  und  die  Antragsteller  mehr  als  die  Hälfte 
der  Grundstücke  nach  Fläche  und  Keimertrag  besitzen.  Das  eigent- 
liche Verfahren  der  Zusammenlegung  besteht  zunächst  in  der  Fest- 
stellung des  Eigentümers  der  einzelnen  Parzellen.  Sodann  erfolgt 
die  Feststellung  des  Wertes  der  Grundstücke  jedes  einzelnen,  welchen 
dieser  aus  der  Masse  zu  fordern  hat,  wonach  die  Ausweisung  der 
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Abfindung,  die  diesem  Wert  entspricht,  erfolgt.  Auf  die  technische 
Seite  des  Verfahrens  näher  einzugehen,  ist  hier  nicht  der  Ort. 

Zweifellos  ist  die  Bonitierungsfrage  die  wichtigste  und  schwierigste 
des  ganzen  Verfahrens,  und  es  kann  nicht  ausbleiben,  daß  sich 
selbst  bei  der  gewissenhaftesten  Bonitierung  doch  immer  einige 
Unzufriedene  finden,  die  glauben  zu  kurz  gekommen  zu  sein.  Diese 
tibergangsschmerzen  sind  überhaupt  gar  nicht  zu  vermeiden,  da  be- 
kanntlich das  eigene  Grundstück  aus  psychologischen  Gründen  immer 
für  wertvoller  gehalten  wird  als  das  neu  zugeteilte.  Daß  aber 
dieses  psychologische  Moment  mit  einer  Anhänglichkeit  an  den  er- 
erbten Besitz  zusammenhinge,  wie  man  sie  wohl  als  „Schollentreue" 
bezeichnet  hat,  daran  kann  angesichts  der  sonstigen  Mobilisierung 
in  unserer  Gegend  doch  niemand  im  Ernste  glauben ;  der  Bauer  ist 
hier  nach  dieser  Richtung  wenig  sentimental. 

Die  Zusammenlegung  ist  in  zwei  Gemeinden  des  Kreises,  in 
Pissenheim  und  ZüUighofen  durchgeführt.  Es  ist  hierüber  eine  Denk- 
schrift des  Bürgermeisters  Frings  zu  Berkum  gedruckt,  der  ich  fol- 
gendes entnehme. 

Ende  1891  beantragten  eine  Anzahl  Grundbesitzer  von  Pissen- 
heim und  ZüUighofen,  welche  zusammen  mehr  als  die  Hälfte  an 
Fläche  und  Katastralreinertrag  hatten,  die  wirtschaftliche  Zusammen- 
legung der  Grundstücke  in  den  beiden  Gemeinden.  Da  die  Er- 
fordernisse des  Gesetzes  vorlagen,  so  wurde  das  Zusammenlegungs- 
verfahren durch  die  Verfügungen  der  Generalkommission  zu  Düssel- 
dorf am  11.  November  1891  bezw.  am  18.  Januar  1892  eingeleitet. 
An  der  Auseinandersetzung  waren  beteiligt  in  Pissenheim  200,  in 
ZüUighofen  etwa  150  Interessenten;  außerdem  die  politischen  Ge- 
meinden wegen  der  Unterhaltung  der  Gräben  und  Wege  sowie  der 
gemeinschaftlichen  Anlagen.  Das  Areal  der  Gemeinden  verteilt  sich 
folgendermaßen : 

1.  die  Dorfanlage  nebst  Dorfstraßen  und  Dorfgarten, 

2.  Äcker  und  Wiesen, 

3.  Baumgärten, 

4.  Holzungen, 

5.  Wege,  Gräben,  Wasserläufe. 

Die  unter  1,  3  und  4  bezeichneten  Grundstücke  sind  nur  in- 
sofern vom  Verfahren  berührt,  als  dies  zum  Zweck  der  Grenz- 
begradigung  zwischen  Feld  und  Wald  und  zur  Wegeanlage,  sowie 
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im  Interesse  einer  besseren  Planlage  unbedingt  erwünscht  war.  Die 
Grundstücke  beider  Gemarkungen  lagen  in  kleinen,  schmalen  Par- 
zellen imwirtschaftlich  im  Gemenge  und  entbehrten  zum  großen  Teil 
ganz  der  Zugänglichkeit,  so  daß  das  Beschreiten  fremder  Grund- 
stücke erforderlich  war.  Es  wurde  teilweise  noch  die  reine  Drei- 
felderwirtschaft, teilweise  die  verbesserte  Dreifelderwirtschaft  betrieben 
Den  Wiesen  fehlten  die  erforderlichen  Be-  und  Entwässerungsanlagen 
fast  durchweg.  Das  Auseinandersetzungsobjekt  umfaßte  nach  dem 
Kataster 

in  Pissenheim    ....    242,90,16  ha 
„  Züllighofen    ....      82,57,76  „ 

Die  Gesamtfläche  verteilte  sich  folgendermaßen: 


Gemeinde  Pissenheim. 


Der  Besitzstand  hat  durchschnittl. 

Fläche 

Parzellen- 

Besitzstände 

Parzellen 

Fläche 

ha 

Parzellen 

größe  in 

ha 

Ar 

A.  Korporationen  2 

4,91,93 

27 

4,83,74 

6 

80 

B.  Eingesessene  .  112 

133,96,95 

1450 

1,20,00 

5 

30 

C.  Ausmärker .    .  86 

95,40,91 

382 

1,30,26 

4 

40 

Gemeinde  Züllighofen. 


Der  Besitzstand  hat  durchschnittl. 

Fläche 

Parzellen- 

Besitzstände 

Parzellen 

Fläche 

ha 

Parzellen 

größe  in 

ha 

Ar 

A.  Korporationen 

1 

0,06,41 

1 

0,06,41 

1 

6 

B.  Eingesessene  . 

18 

18,47,40 

217 

1,00,00 

27 

8,5 

C.  Ausmärt  er 

80 

61,27,17 

579 

0,80,00 

7 

7,5 

Das  Verfahren  begann  mit  der  Vermessung  und  Bonitierung, 
wobei  zwei  Kulturarten  unterschieden  wurden: 

a)  Ackerländereien,  welche  in  9  Bonitätsklassen, 

b)  Wiese,  welche  in  7  Klassen  eingeschätzt  wurden.  Nach  der 
Bonitierung  enthielt  das  Objekt: 
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I 

ha 

II 

ha 

III 

ha 

IV 

ha 

V 
ha 

VI 
ha 

VII 

ha 

VIII 

ha 

IX 

ha 

im  ganzen 
ha 

Äcker  .  . 
Wiesen 

1.4 
1.2 

10.1 
1.8 

62.2 
2.0 

72.9 
4.3 

48.9 
2.7 

16.9 
0.9 

6.8 
0.9 

4.5 

3.5 

219.20 
13.80 

2.6 

11.9 

66.2 

77.2 

51.6 

17.8 

7.7 

4.5 

3.5 

243.— 

Gemeinde  ZüUighofen. 

TC  1  Q  CCO 

I 

ha 

II 

ha 

III 

ha 

IV 

ha 

V 
ha 

VI 

ha 

VII 

ha 

VIII 

ha 

IX 

ha 

im  ganzen 
ha 

Äcker  .  . 
Wiesen 

1.4 
0.1 

3.5 
0.2 

18.3 
1.6 

26.7 
2.9 

9.3 

2.7 
 ä  

5.2 
2  1 

4.6 
0.7 

1.7 
0.3 

1.1 

71.80 
10,60 

1.5 

3.7 

19.9 

26.6 

12.0 

7.3 

5.3 

2.0 

1.1 

82.40 

Der  Kapitalwert  der  verschiedenen  Bodenklassen  wurde  unter 
Zugrundelegung  des  durchschnittlichen  jährlichen  Reinertrags  er- 
mittelt. Nachdem  die.  Vermessung  und  Bonitierung  und  die  Wert- 
ausgleichungssätze von  den  Interessenten  als  richtig  anerkannt  waren, 
erfolgte  die  Ausweisung  der  neuen  Pläne. 

In  Pissenheim  sind  495  neue  Pläne  ausgewiesen  worden  für 
2541  alte  Parzellen;  in  ZüUighofen  253  für  1176  alte  Parzellen. 
Es  mögen  hier  nur  einige  Beispiele  angeführt  sein,  die  den  Vorgang 
der  Arrondierung  recht  anschaulich  charakterisieren.  Der  Ackerer 
Sch.  und  Kinder,  welcher  früher  52  Parzellen  mit  6,85,89  ha  be- 
saß, erhielt  in  der  Zusammenlegung  8  Pläne  mit  6,36,48  ha.  Die 
Kirche  zu  Berkum,  welche  18  Parzellen  mit  4,58,71  ha  besaß,  er- 
hielt 4  Pläne  mit  4,83,74  ha. 

Fast  alle  Pläne  liegen  jetzt  an  zwei  Wegen  ^)  und  sind  aus- 
nahmslos sämtlich  zugänglich.  Jeder  kann  auf  seinem  Grundstück 
bauen,  was  er  will,  ohne  von  dem  Nachbarn  abhängig  zu  sein. 
Durch  die  größeren  Stücke  und  rechteckigen  Formen  wird  an 
Arbeitszeit,  an  Dünger  und  Saatgut  gespart  und  durch  den  Fortfall 


1)  Dadurch  wird  eben  verhindert,  daß  bei  der  folgenden  Erbteilnng  die 
alte  Unordnung  wieder  Platz  greift. 
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der  vielen  toten  Grenzfurchen  Ackerland  gewonnen.  Es  kann  mit 
Maschinen  auf  den  größeren  Stücken  gearbeitet  werden,  und  es  ist 
der  beste  Beweis  für  den  Fortschritt  in  dieser  Hinsicht,  daß  seit 
der  Zusammenlegung  in  Pissenheim  8  Mähmaschinen  und  3  Säe- 
maschinen  angeschafft  worden  sind.  Die  Ackerpläne  haben  überall 
Yorflut  erhalten,  so  daß  sie  der  Drainage  unterworfen  werden  können ; 
die  Wiesen  erhielten  die  zur  Be-  und  Entwässerung  notwendigen 
Gräben  und  die  zweckmäßigste  Gefällrichtung.  Schließlich  sind  die 
gesamten  Grundstücke  in  feste  Grenzen  gelegt,  so  daß  Eigentums- 
und Grenz  Streitigkeiten  nicht  mehr  vorkommen  können. 

Die  Kosten  der  Zusammenlegung  stellten  sich  in  Pissenheim 
auf  45  Mark  pro  ha,  wovon  der  größte  Teil  durch  die  Beihilfe  des 
Staates  und  der  Provinz  aufgebracht  wurde,  so  daß  die  Interessenten 
nur  18  Mark  pro  ha  aufzubringen  hatten.  In  Züllighofen  stellten 
sich  die  Kosten  wegen  der  kostspieligeren  Wegeanlage  und  des 
Baues  zweier  Brücken  etwas  höher,  nämlich  auf  90  Mark  pro  ha, 
wovon  die  Interessenten  28  Mark  pro  ha  aufzubringen  hatten.  Die 
Bevölkerung  ist,  wie  zu  erwarten  war,  mit  dem  Resultat  der  Zu- 
sammenlegung sehr  zufrieden;  am  auffälligsten  tritt  die  günstige 
Wirkung  in  einer  allgemeinen  Steigerung  der  Grundstückspreise  zu- 
tage. Auf  die  Naturalteilung  im  Erbgang  scheint  die  Zusammen- 
legung, soweit  sich  dies  nach  dem  kurzen  Zeitraum  ihres  Bestehens 
absehen  läßt,  keinen  Einfluß  ausgeübt  zu  haben. 

Ob  die  Zusammenlegung  im  Kreis  Bonn  weitere  Fortschritte 
machen  wird,  bleibt  allerdings  abzuwarten.  Unter  den  Landwirten 
unseres  Kreises  sind  manche  für  die  Zusammenlegung,  während  auf 
•der  anderen  Seite  doch  auch  wieder  viele,  selbst  größere  Besitzer 
und  zweifellos  sehr  intelligente  Landwirte  die  Notwendigkeit  einer 
Zusammenlegung  verneinen  oder  doch  wenigstens  die  Möglichkeit 
und  die  nachhaltige  Wirkung  der  Zusammenlegung  bei  der  starken 
Mobilisierung  in  Zweifel  ziehen^).  Zweifellos  würde  sich  hier  mit 
^iner  bloßen  FeldreguUerung,  der  Schaffung  eines  Wege-  und  Gräben- 
netzes viel  mehr  erreichen  lassen.  Die  Gebiete  der  Spezialkulturen 
und  ebenso  die  engere  Umgebung  der  Ortschaften,  wo  der  Klein- 
besitz der  Industriearbeiter  und  Gewerbetreibenden  dominiert,  sind 


1)  Wo  eben  die  größeren  Besitzer  bereits  auf  dem  Wege  der  Selbsthilfe 
zum  Ziele  gelangt  sind,  da  ist  es  ganz  selbstverständlich,  daß  sie  gegen  eine 
vollständige  Umlegung  sind. 
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ja  von  vornherein  ausgeschlossen.  Zusammenlegung  wäre  hier  un- 
möglich und  schließlich  auch  zwecklos  bei  diesem  Kleinbesitz,  dessen 
Seele  eben  die  Mobilisierung  ist.  Der  Arbeiter  muß  die  Gelegen- 
heit haben,  seinen  Grundbesitz  nach  und  nach  parzellenweise  zu- 
sammenzukaufen. Darauf  beruht  ein  gut  Teil  der  sozialen  Wohl- 
fahrt unserer  Gegend;  das  soziale  Moment  ist  hier  unendlich 
wichtiger  als  das  wirtschaftliche.  Vor  übermäßiger  Zersplitterung 
warnt  zuletzt  das  eigene  Interesse  schon,  und  ebenso  finden  die 
größeren  Besitzer,  die  mit  ihrem  Grundbesitz  zwischen  diesem  Streu- 
besitz liegen,  Gelegenheit  zu  arrondieren,  wie  wir  das  in  dem  oben 
angeführten  Beispiel  gesehen  haben. 

Für  die  Zusammenlegung  würden  also  nur  die  rein  agrarischen 
Gebiete  in  Betracht  kommen,  wo  die  Landwirtschaft  und  die  Be- 
völkerungsverhältnisse im  ganzen  stabiler  sind. 

Die  Zusammenlegung  ist  die  einzige  Beform  der  Ackerverfassung, 
die  bei  unseren  Verhältnissen  vorläufig  möglich  scheint;  jedenfalls 
ist  sie  die  Voraussetzung  einer  immerhin  denkbaren  Beform  auf  dem 
Gebiete  der  Vererbung  des  ländlichen  Grundbesitzes.  Das  ist  eine 
alte  Weisheit,  daß  neue  Zeiten  sich  aus  den  Trümmern  der  Ver- 
gangenheit aufbauen  und  daß  es  in  der  Geschichte  keine  unver- 
mittelten Übergänge  gibt.  Wenn  sich  mit  dem  Erfolg  der  Zu- 
sammenlegung und  der  Freude  an  arrondiertem  Grundbesitz  mit  der 
Zeit  ein  Rechtsboden  für  eine  derartige  Beform  ergibt,  so  sehe  ich 
nicht  ein,  weshalb  man  sie  nicht  auch  hier,  wenigstens  für  den 
größeren  Grundbesitz,  freudig  begrüßen  sollte.  Aus  Prinzip  ist 
schließlich  niemand,  der  nur  einigermaßen  landwirtschaftlich  denkt, 
gegen  Beformen,  die  danach  streben,  dem  ländlichen  Grundbesitz 
größere  Stabilität  zu  verleihen,  wie  sie  dem  eigentümlichen  Charakter 
der  Landwirtschaft  entspricht. 

Einstweilen  aber  würde  hier  „das  Bessere  der  Feind  des  Guten 
sein";  es  kann  zu  nichts  führen,  ein  Erbrecht  zu  schaffen,  das 
dem  nun  einmal  gegebenen  Eechtsbewußtsein  schnurstracks  zu- 
widerläuft. 

Übrigens  muß  man  sich  angesichts  jener  utopistischen  Schwärme- 
reien für  ein  Anerbenrecht  doch  auch  fragen,  ob  denn  ein  Anerben- 
recht für  unsere  Gegend  wirklich  die  Bedeutung  hätte,  die  man  ihm 
beimißt.  Wie  viele  Güter  sind  es  denn  überhaupt,  die  in  unserem 
Kreise  mit  seinem  zersplitterten  Kleinbesitz  für  das  Anerbenrecht 
in  Betracht  kommen  könnten?    Ist  es  denn  wirklich  angängig,  für 
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diese  paar  Ausnahmen  Unterschiede  auf  dem  Gebiete  des  Erbrechts 
zu  schaffen,  zumal  wo  sie  sich  auch  so  trotz  der  Naturalteilung  er- 
halten kraft  jenes  immanenten  wirtschaftlichen  Imperativs?  —  So- 
lange das  wirtschaftliche  Gesetz  den  größeren  Grundbesitz  erhält, 
wird  er  bestehen,  wo  aber  die  wirtschaffchche  Entwickelung  einen 
anderen  Weg  nimmt,  da  ist  es  w^idersinnig ,  ihn  mit  den  Krücken 
gesetzlicher  Maßnahmen  aufrecht  erhalten  zu  wollen.  Die  wirt- 
schaftliche Entwickelung  unseres  Kreises  drängt  in  vielen  Gebieten 
zur  Kleinkultur,  und  wozu  in  solchen  Gebieten  die  Gebundenheit 
des  Grundbesitzes  führt  dafür  haben  wir  einen  trefflichen  Beleg  in 
einigen  adligen  Besitzungen  in  unserem  Kreise,  die  durch  Fidei- 
kommiß oder  „autonomische  Successionsbefugnis"  von  der  Natural- 
teilung und  Mobilisierung  ausgeschlossen  sind. 


Lebenslauf. 


Ich,  Anton  Heinrich  Hans  Hollmann,  geboren  am  6.  Nov.  1876 
zu  Welbergen  in  Westfalen,  kath.  Konfession,  besuchte  die  Elementar- 
schule meiner  Heimat  und  darauf  das  Gymnasium  zu  Warendorf,  das  ich 
1899  mit  dem  Reifezeugnis  verließ.  Im  Sommersemester  1899  wurde 
ich  bei  der  philosophischen  Fakultät  der  Universität  Bonn  inskribiert.  Ich 
widmete  mich  in  den  ersten  vier  Semestern  dem  Studium  der  Landwirt- 
schaft und  bestand  1901  die  landwirtschaftliche  Abgangsprüfung  an  der 
landwirtschaftlichen  Akademie  Bonn  -  Poppelsdorf.  Darauf  wandte  ich  mich 
speziell  staatswissenschaftlichen  Studien  zu  und  gehörte  fünf  Semester  dem 
staatswissenschaftlichen  Seminar  der  Universität  Bonn  an  unter  Leitung  der 
Herren  Prof.  Dr.  Gothein  und  Dietzel.  Im  Mai  1902  bestand  ich  die  philo- 
sophische Doktorprüfung  mit  dem  Hauptfach  Nationalökonomie. 


A.  H.  Hollmann. 


Thesen. 


1.  Die  Loslösung  des  Grund  und  Bodens  aus  kommunistischer 
Gebundenheit  zu  freiem  Sondereigentum  ist  ein  Ergebnis 
natürlicher  Ent Wickelung;  sie  ist  in  der  Hauptsache  zurück- 
zuführen auf  die  Vermehrung  der  Bevölkerung  und  die 
Notwendigkeit  erhöhter  Produktion. 

2.  Die  Entwickelung  des  ländlichen  Erbrechts  vollzog  sich  im 
Eheinland  nicht  unter  dem  Einflüsse  der  Grundherrschaft; 
es  waren  vielmehr  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  für 
Teilung  oder  Geschlossenheit  des  Grundbesitzes  bestimmend. 

3.  Die  kapitalistische  Entwickelung  trifft  für  die  Landwirt- 
schaft nicht  zu ;  die  Landwirtschaft  folgt  anderen  Gesetzen 
als  Industrie  und  Handel. 

4.  Das  nationalökonomische  Gesetz  vom  abnehmenden  Boden- 
ertrag wird  durch  neuere  Forschungen  dahin  modifiziert, 
daß  innerhalb  der  rationellen  Wirtschaft  das  Reinertrags- 
verhältnis mit  steigender  Intensität  günstiger  wird. 
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